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Europäischer Gerichtshof für Menschenrech-
te: Youth Initiative for Human Rights gegen
Serbien

In seinem Urteil vom 25. Juni 2013 hat der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschrechte deutlicher als je
zuvor das Recht auf Zugang zu Dokumenten im Be-
sitz öffentlicher Stellen auf der Grundlage von Arti-
kel 10 der Konvention (Recht auf freie Meinungsäuße-
rung und Information) anerkannt. Zudem betont das
Urteil die Bedeutung von Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs), die im öffentlichen Interesse handeln.

Der Fall betrifft eine NGO namens Youth Initiative for
Human Rights, die die Umsetzung von Übergangs-
gesetzen in Serbien überwacht, um die Achtung der
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
sicherzustellen. Die antragstellende NGO forderte den
serbischen Geheimdienst auf, ihr Sachinformationen
zu seinem Einsatz elektronischer Überwachungsmaß-
nahmen im Jahr 2005 zur Verfügung zu stellen. Nach
einer Anordnung des Informationskommissars, wo-
nach die fraglichen Informationen im Rahmen des ser-
bischen Informationsfreiheitsgesetzes von 2004 her-
ausgegeben werden sollten, teilte der Geheimdienst
der antragstellenden NGO mit, er besitze die ver-
langten Informationen nicht. Trotz einer rechtskräfti-
gen und verbindlichen Entscheidung des Informati-
onskommissars zu ihren Gunsten klagte die Youth In-
itiative for Human Rights in Straßburg wegen der Ver-
weigerung des Zugangs zu den verlangten Informa-
tionen im Besitz des Geheimdienstes.

Der Europäische Gerichtshof ist der Auffassung, dass
die Youth Initiative for Human Rights offenkundig ei-
ne rechtmäßige Sammlung von Informationen von öf-
fentlichem Interesse durchgeführt habe, um diese In-
formationen an die Öffentlichkeit weiterzugeben und
damit zur öffentlichen Debatte beizutragen, und dass
somit eine Verletzung ihres Rechts auf freie Meinungs-
äußerung vorliegt, das durch Artikel 10 der Konventi-
on garantiert wird. Die „Freiheit zum Erhalt von Infor-
mationen“ schließe auch ein Recht auf Zugang zu In-
formationen ein. Diese Freiheit könne zwar Einschrän-
kungen unterworfen werden, die bestimmte Eingrif-
fe rechtfertigen können, doch müssten solche Ein-
schränkungen in Übereinstimmung mit innerstaatli-
chem Recht erfolgen. Die Verweigerung des Zugangs
zu öffentlichen Dokumenten stehe nicht in Einklang
mit den gesetzlichen Kriterien. Der Geheimdienst ha-
be der antragstellenden NGO tatsächlich mitgeteilt, er
besitze die verlangten Informationen nicht, doch sei
offensichtlich, dass diese „Reaktion angesichts der Art

dieser Informationen (wie viele Menschen der Dienst
im Jahr 2005 elektronisch überwacht hat) und der an-
fänglichen Reaktion des Dienstes nicht überzeugend“
sei. Die „hartnäckige Weigerung des serbischen Ge-
heimdienstes, der Anordnung des Informationskom-
missars Folge zu leisten“, sei eine Missachtung inner-
staatlichen Rechts und gleichbedeutend mit Willkür.
Daher liege ein Verstoß gegen Artikel 10 der Konven-
tion vor. Interessanterweise bekräftigt der Gerichts-
hof nachdrücklich, dass eine NGO in einer demokrati-
schen Gesellschaft eine ebenso wichtige Rolle spielen
kann wie die Presse: „Wenn eine Nichtregierungsorga-
nisation wie die vorliegende Antragstellerin in Ange-
legenheiten von öffentlichem Interesse involviert ist,
nimmt sie eine öffentliche Kontrollfunktion wahr, die
ähnlich wichtig ist wie die der Presse.“ Als Maßnah-
me gemäß Artikel 46 der Konvention ordnete der Ge-
richtshof abschließend an, dass der serbische Staat
innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, an
dem das Urteil gemäß Artikel 44 Absatz 2 der Konven-
tion rechtskräftig wird, sicherstellt, dass der serbische
Geheimdienst der antragstellenden NGO die verlang-
ten Informationen zur Verfügung stellt.

• Judgment by the European Court of Human Rights (Second sec-
tion), case of Youth Initiative for Human Rights v. Serbia, Appl. nr.
48135/06 of 25 June 2013 (Urteil des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte (Zweite Sektion), Rechtssache Youth Initiative for
Human Rights gegen Serbien, Antrag Nr. 48135/10 vom 25. Juni 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16645 EN

Dirk Voorhoof
Universität Gent (Belgien) & Universität Kopenhagen

(Dänemark) & Mitglied der flämischen
Medienregulierungsbehörde

Europäischer Gerichtshof für Menschenrech-
te: Nagla gegen Lettland

Der Europäische Gerichtshof für Menschrechte hat
im Zusammenhang mit dem Schutz journalistischer
Quellen erneut einen Verstoß gegen Artikel 10 der
Konvention festgestellt. Er vertritt die Auffassung,
dass die lettischen Ermittlungsbehörden die Quellen
der für den nationalen Fernsehsender Latvijas te-
lev̄ızija (LTV) tätigen Journalistin Ilze Nagla nicht aus-
reichend geschützt hätten. Nach einer Sendung von
LTV, in der Nagla die Öffentlichkeit über ein Informa-
tionsleck in der Datenbank des Valsts ien, ēmumu die-
nests (Staatseinnahmedienst - VID) informiert hatte,
wurde knapp drei Monate später ihre Wohnung durch-
sucht und ein Laptop, eine externe Festplatte, ei-
ne Speicherkarte sowie vier Speichersticks beschlag-
nahmt, um Informationen über die Datenlecks beim
VID zu erlangen. Der Durchsuchungsbeschluss war
vom Ermittler erstellt und von einem Staatsanwalt ge-
nehmigt worden. Unter Berufung auf Artikel 10 der
Konvention klagte Nagla, dass sie durch die Durch-
suchung ihrer Wohnung zur Weitergabe von Informa-
tionen gezwungen worden sei, die die Identifizierung
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einer journalistischen Quelle ermöglicht hätten, wo-
durch ihr Recht auf den Empfang und die Weitergabe
von Informationen verletzt worden sei.

Dem Gerichtshof zufolge bezeichnet der Begriff der
journalistischen „Quelle“ „jede Person, die einem Jour-
nalisten Informationen bereitstellt,“ während „Infor-
mationen, die eine Quelle identifizieren,“ soweit die-
se geeignet sind, zur Identifizierung einer Quelle zu
führen, sowohl „die tatsächlichen Umstände der Infor-
mationserlangung von einer Quelle durch einen Jour-
nalisten“ als auch „den unveröffentlichten Inhalt der
Informationen, die einem Journalisten von einer Quel-
le bereitgestellt werden,“ umfassen. Es sei zwar wich-
tig, in Strafverfahren Beweise zu sichern, doch wenn
Journalisten als Helfer bei der Identifizierung anony-
mer Quellen gesehen würden, habe dies eine ab-
schreckende Wirkung. Eine Durchsuchung mit dem
Ziel, die Quelle einer Journalistin zu identifizieren, sei
eine drastischere Maßnahme als eine Anordnung, die
Identität der Quelle zu enthüllen, zumal unter den Um-
ständen des vorliegenden Falls, in dem der Durch-
suchungsbeschluss so vage formuliert gewesen sei,
dass er die Beschlagnahme „beliebiger Informatio-
nen“ über die von der Quelle der Journalistin mutmaß-
lich begangene Straftat unabhängig davon gestattet
habe, ob die Identität dieser Quelle den Ermittlungs-
behörden bereits bekannt gewesen sei. Einschrän-
kungen der Vertraulichkeit journalistischer Quellen
erforderten eine äußerst sorgfältige Prüfung durch
den Gerichtshof. Zudem werfe die Durchsuchung ei-
ner Wohnung mit Beschlagnahmung von Datenspei-
chern wie Laptops, externen Festplatten, Speicherkar-
ten und Speichersticks, die einer Journalistin gehö-
ren, die Frage nach der freien Meinungsäußerung der
Journalistin auf, die auch den Quellenschutz umfasse.
Der Zugang zu den auf den Datenträgern enthalte-
nen Informationen müsse durch ausreichende und an-
gemessene Vorkehrungen vor Missbrauch geschützt
werden. Die knappe Begründung der innerstaatlichen
Behörden, die auf die Vergänglichkeit von Beweisen
für Datennetz-Kriminalität im Allgemeinen verwiesen
hatten, sei aufgrund der verzögerten Durchführung
der Durchsuchung durch die Ermittlungsbehörden und
das Fehlen jeglicher Hinweise auf eine drohende Ver-
nichtung von Beweismitteln im vorliegenden Fall nicht
als ausreichend zu betrachten. Der Ermittlungsrichter
habe nicht dargelegt, dass die Interessen der Ermitt-
lung an der Sicherung von Beweismitteln ausgereicht
hätten, um das öffentliche Interesse am Schutz der
freien Meinungsäußerung der Journalistin, einschließ-
lich des Quellenschutzes, hintanzustellen. Aufgrund
des Mangels an rechtserheblichen und triftigen Grün-
den entspreche der Eingriff in Naglas Freiheit, Infor-
mationen zu empfangen und zu verbreiten, keiner
„dringenden sozialen Notwendigkeit“, sodass ein Ver-
stoß gegen Artikel 10 der Konvention vorliege.

• Judgment of the European Court of Human Rights (Fourth Section),
case of Nagla v. Latvia, Appl. nr. 73469/10 of 16 July 2013 (Urteil
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (Vierte Sektion),
Rechtssache Nagla gegen Lettland, Antrag Nr. 73469/10 vom 16. Juli
2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16646 EN

Dirk Voorhoof
Universität Gent (Belgien) & Universität Kopenhagen

(Dänemark) & Mitglied der flämischen
Medienregulierungsbehörde

Ministerkomitee: Empfehlung zu Gleichstel-
lung der Geschlechter und Medien

Am 10. Juli 2013 hat das Ministerkomitee des Euro-
parates eine Empfehlung zur Gleichstellung der Ge-
schlechter und Medien verabschiedet. Die Empfeh-
lung betont die grundlegende Bedeutung der Gleich-
stellung der Geschlechter für die uneingeschränkte
Wahrung der Menschenrechte und wesentlichen Be-
standteil der Demokratie. In der Vergangenheit maß
das Ministerkomitee der gleichberechtigten Teilhabe
von Frauen und Männern in der Gesellschaft große Be-
deutung bei, wie etwa aus der Erklärung zur Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern aus dem Jahr
1988 oder der Erklärung zur konkreten Umsetzung
der Gleichstellung der Geschlechter von 2009 her-
vorgeht. Dennoch ist dies die erste Empfehlung, die
einen Schwerpunkt auf die Gleichstellung der Ge-
schlechter im Bereich der Medien legt.

Dem Ministerkomitee zufolge bedeutet Gleichstellung
der Geschlechter gleiche Präsenz, Befähigung, Ver-
antwortung und Teilhabe von Frauen und Männern
in sämtlichen Bereichen des öffentlichen Lebens ein-
schließlich der Medien. Eine geschlechterspezifische
Dimension existiert konkret innerhalb des Medienplu-
ralismus und der Vielfalt von Medieninhalten. Diesbe-
züglich hebt das Ministerkomitee hervor, dass den Me-
dien eine zentrale Rolle bei der Gestaltung der Wahr-
nehmungen, Anschauungen, Einstellungen und Ver-
haltensweisen der Gesellschaft zukommt und dass die
Medien aus diesem Grund die Realität von Frauen und
Männern unter Einbeziehung ihrer Vielfalt widerspie-
geln sollten.

In seiner Empfehlung bezieht sich das Ministerkomi-
tee auf einige Beispiele von Ungleichheiten zwischen
den Geschlechtern in den Medien. So etwa sind Frau-
en in verschiedenen Medienbereichen unterrepräsen-
tiert, es existieren nach wie vor sexistische Klischees,
ferner fehlen Gegenbilder und Frauen werden schlech-
ter bezahlt (gläserne Decke).

Das Ministerkomitee richtet sich in seiner Empfehlung
nicht nur an die Mitgliedstaaten, sondern auch an Me-
dienorganisationen. Das Ministerkomitee fordert Me-
dienorganisationen auf, Maßnahmen zur Selbstregu-
lierung, interne Verhaltenskodizes und Standards zur
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Förderung der Gleichstellung der Geschlechter zu er-
arbeiten. Die einflussreiche Stellung der öffentlich-
rechtlichen Medien erfordert eine genaue Überprü-
fung der Gleichberechtigung der Geschlechter. Die
Gleichberechtigung der Geschlechter sollte insbeson-
dere in Bezug auf Teilhabe, Zugang, Inhalt und die Art
und Weise, in der ein Inhalt bearbeitet und präsentiert
wird, berücksichtigt werden.

In seiner Empfehlung verweist das Ministerkomitee
auf frühere Empfehlungen, die Mitgliedstaaten an-
halten, Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung
der Geschlechter als ein grundlegendes Menschen-
recht zu ergreifen, so etwa die Empfehlung zu Stan-
dards und Mechanismen für die Gleichstellung der
Geschlechter von 2007. Die vorliegende Empfehlung
fordert angesichts der neuen mehrdimensionalen Me-
dienlandschaft zur Verabschiedung derartiger Maß-
nahmen auf.

Der Anhang umfasst mehrere Richtlinien zur Art und
Weise der wirksamen Umsetzung von Maßnahmen,
die gewährleisten, dass die Zielsetzungen der Gleich-
stellung der Geschlechter in den Medien erreicht wer-
den. Es wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten die
Gleichstellungspolitik und die Gesetzgebung in die-
sem Bereich Kontrollen und Evaluierungen unterzie-
hen, um die tatsächliche Umsetzung der Maßnahmen
zu gewährleisten.

• Empfehlung zu Gleichstellung der Geschlechter und Medien, 10. Juli
2013
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16656 EN FR

Alexander de Leeuw
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

Parlamentarische Versammlung: Entschlie-
ßung zu Protesten der Bevölkerung und zu
Versammlungs-, Medien- und Redefreiheit

Die Parlamentarische Versammlung des Europarats
(PACE) hat am 27. Juni 2013 ihre Entschließung 1947
(2013) mit dem Titel „Proteste der Bevölkerung und
Herausforderungen für Versammlungs-, Medien- und
Redefreiheit“ verabschiedet.

Die Entschließung ist eine Reaktion auf eine Welle von
Protesten der Bevölkerung, die vor kurzem in euro-
päischen Ländern sowie andernorts stattgefunden ha-
ben, insbesondere Protestbewegungen, die friedlich
begannen, doch dann in Gewalt umschlugen, sowie
ein „gelegentlich unverhältnismäßiges“ Eingreifen der
Ordnungskräfte nach sich zogen (Abs. 2). Die Ent-
schließung betont, dass „Versammlungs- und Verei-
nigungsfreiheit, darunter auch nicht organisierte und
nicht genehmigte Proteste, ein wesentliches Recht in
einer Demokratie darstellen“ und entsprechend durch

Artikel 11 der Europäischen Menschenrechtskonventi-
on geschützt sind.

Der Verweis auf die Medien im Titel der Entschlie-
ßung schlägt sich konkret in einer Reihe von medien-
spezifischen Bestimmungen im Text nieder. Beispiels-
weise erinnert die Entschließung daran, dass gemäß
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte „Bürger ein Recht auf objektive
und vollständige Information haben und es Aufgabe
der Behörden ist, entsprechende Bedingungen für die
wirksame Ausübung von Medien- und Meinungsfrei-
heit zu gewährleisten“ (Abs.8). Obwohl die Entschlie-
ßung keine konkreten Fälle nennt, ist das Urteil des
Gerichtshofs in der Rechtssache Dink gegen Türkei
vom 14. September 2010 (Abs. 137) ein treffendes
Beispiel. Die Entschließung betont weiterhin „insbe-
sondere“ „die Notwendigkeit, Fragen der Eigentümer-
schaft und der Unabhängigkeit der Medien zu erläu-
tern“ (Abs. 8).

Die Entschließung fordert die Mitgliedstaaten des Eu-
roparates auf, in Einklang mit der Entschließung 1920
(2013) zur Lage der Medienfreiheit in Europa der PACE
(siehe IRIS 2013-3/2) „die Freiheit der Medien sicher-
zustellen, Bedrohungen und Festnahmen von Journa-
listen sowie Durchsuchungen der Büroräume von Me-
dien einzustellen und die Verhängung von Sanktionen
für Mediendienste, die über Proteste der Bevölkerung
berichten, zu unterlassen“ (Abs. 9.5).

Generell sind die Mitgliedstaaten angehalten, „die er-
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um ihre natio-
nale Gesetzgebung an die Standards des Europarats
und die Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte anzugleichen, unter ande-
rem im Hinblick auf die freie Meinungsäußerung sowie
die Medien- und Versammlungsfreiheit“ (Abs. 9). In
diesem Zusammenhang wird eine Reihe von Empfeh-
lungen ausgesprochen, die sich nicht ausdrücklich auf
die Medien beziehen, etwa die Überprüfung des Ein-
satzes übertriebener oder unverhältnismäßiger Ge-
walt durch Ordnungskräfte und die Sanktionierung der
Verantwortlichen (Abs. 9.2) sowie die Verstärkung von
Schulungen für Sicherheitskräfte, Richter und Staats-
anwälte zum Thema Menschenrechte (Abs. 9.3).

Die Entschließung endet mit einer Aufforderung an
den Generalsekretär des Europarats, „die Ausarbei-
tung von Richtlinien für die Achtung von Menschen-
rechten bei der Kontrolle von Demonstrationen in Er-
wägung zu ziehen ” (Abs. 10).

• „Proteste der Bevölkerung und Herausforderungen für
Versammlungs-, Medien- und Redefreiheit“, Entschließung 1947
(2013), Parlamentarische Versammlung des Europarats, 27. Juni
2013
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16622 EN FR

Tarlach McGonagle
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam
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Parlamentarische Versammlung: Antrag auf
Überwachung Ungarns - Medienbestimmun-
gen

Die Parlamentarische Versammlung des Europarats
(PACE) hat am 25. Juni 2013 ihre Entschließung 1941
(2013) mit dem Titel „Antrag auf Eröffnung eines
Monitoring-Verfahrens gegen Ungarn“ verabschiedet.

Die Verabschiedung dieser Entschließung erfolgte un-
ter besonderen Umständen, die im ersten Absatz dar-
gelegt werden. Die PACE „nimmt den Bericht über
den Antrag auf Eröffnung eines Monitoring-Verfahrens
gegen Ungarn zur Kenntnis, welcher im Anschluss
an den Antrag auf eine Entschließung zum Thema
‚Schwere Rückschläge in den Bereichen Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechte in Ungarn’ (Dok. 12490)
vorbereitet wurde“. Sie „nimmt ferner die Stellung-
nahme des Büros der Versammlung zur Kenntnis, das
die Eröffnung“ eines solchen Verfahrens „nicht unter-
stützte“. Die Versammlung „befürwortet die Tatsache,
dass der laufende Dialog zwischen der Europäischen
Kommission für Demokratie durch Recht (Venedig-
Kommission) und der ungarischen Regierung fortge-
führt wird”.

Über den unmittelbaren politischen Kontext dieser in-
stitutionellen Texte und Initiativen hinaus ist die PACE
„zutiefst besorgt über die Aushöhlung der demokrati-
schen Kontrollmöglichkeiten als Folge des neuen Ver-
fassungsrahmens in Ungarn“ (Abs. 6). Sie stellt fest,
dass der „neue Rahmen die Gewalten exzessiv gebün-
delt, die Willkür erhöht und die Rechenschaftspflicht
sowie die rechtliche Überwachung zahlreicher staat-
licher Institutionen und Kontrollorgane in Ungarn ver-
ringert hat“ (Abs. 6). Die PACE bezieht sich auf „Ein-
schätzungen der Verfassung und einiger wesentlicher
Gesetze durch die Venedig-Kommission und Experten
des Europarats, die eine Reihe von Fragen in Bezug
auf die Vereinbarkeit bestimmter Vorschriften mit eu-
ropäischen Normen und Standards aufwerfen, unter
anderem mit der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte“ (Abs. 11).

Die PACE fordert die ungarischen Behörden auf, „den
offenen und konstruktiven Dialog mit der Venedig-
Kommission und allen anderen europäischen Institu-
tionen fortzuführen“ (Abs. 11) und thematisiert be-
stimmte Aspekte einzelner Rechtsvorschriften, die
sich mit Themen wie Religionsfreiheit und dem Sta-
tus der Kirchen, den Parlamentswahlen, dem Verfas-
sungsgericht, der Justiz und den Medien befassen
(Abs. 12).

Folgende Bestimmungen nehmen ausdrücklich auf
die ungarische Mediengesetzgebung Bezug:

„12.5.1. Abschaffung von Registrierungsvorschriften
für Print- und Online-Medien;

12.5.2. Funktionale und rechtliche Trennung des Me-
dienrates von der Medienbehörde;

12.5.3. Gesetzliche Gewährleistung, dass gegen al-
le Entscheidungen des Medienrates und der Medien-
behörde vor einem ordentlichen Gericht sowohl aus
wichtigen als auch aus verfahrensrechtlichen Grün-
den Berufung eingelegt werden kann”.

Der letzte Absatz der Entschließung bezieht sich
auf die „ernsten und anhaltenden Bedenken”, inwie-
weit Ungarn seinen Verpflichtungen „in Bezug auf
die Funktionsweise der demokratischen Institutionen,
den Schutz der Menschenrechte und die Achtung des
Rechtsstaatsprinzips nachkommt“ (Abs. 14). Dennoch
„beschließt“ die PACE, „kein Monitoring-Verfahren ge-
gen Ungarn zu eröffnen, sondern entscheidet sich da-
für, die Lage in Ungarn aufmerksam zu verfolgen und
die Fortschritte bei der Umsetzung dieser Entschlie-
ßung genauestens zu prüfen” (Abs. 14).

• „Antrag auf Eröffnung eines Monitoring-Verfahrens gegen Ungarn“,
Entschließung 1941 (2013), Parlamentarische Versammlung des Eu-
roparats, 25. Juni 2003, verfügbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16623 EN FR

Tarlach McGonagle
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

EUROPÄISCHE UNION

Gerichtshof der Europäischen Union: Rechts-
mittel von UEFA und FIFA zurückgewiesen

Am 18. Juli 2013 hat die Große Kammer des Gerichts-
hofs der Europäischen Union die Rechtsmittel der Uni-
on des associations européennes de football (UEFA)
und der Fédération internationale de football associa-
tion (FIFA) zurückgewiesen, durch die die Urteile des
Gerichts der Europäischen Union in der Rechtssache
T-55/08 UEFA gegen Kommission [2011] sowie in der
Rechtssache T-385/07 FIFA gegen Kommission [2011]
aufgehoben werden sollten (siehe IRIS 2011-3/3). Die
Große Kammer bestätigte die Entscheidungen des Ge-
richts und der Europäischen Kommission im Hinblick
auf die Vereinbarkeit der durch das Vereinigte König-
reich und Belgien auf Grundlage von Artikel 3a Abs. 1
der Richtlinie Fernsehen ohne Grenzen (Fernsehrichtli-
nie) getroffenen Maßnahmen mit dem Gemeinschafts-
recht.

Artikel 3a Abs. 1 der Fernsehrichtlinie (zwischenzeit-
lich ersetzt durch Artikel 14 der Richtlinie über au-
diovisuelle Mediendienste) gestattet jedem Mitglied-
staat, Listen der Ereignisse zu erstellen, die aufgrund
ihrer erheblichen gesellschaftlichen Bedeutung von
einer Exklusivübertragung ausgeschlossen sind, wenn

6 IRIS 2013-8

http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16623
http://merlin.obs.coe.int/cgi-bin/show_iris_link.php?language=de&iris_link=2011-3/3&id=14401


diese einem wesentlichen Teil der Öffentlichkeit in
diesem Mitgliedstaat die Möglichkeit nähme, die Er-
eignisse durch Live-Übertragung oder zeitverzögerte
Übertragung im frei empfangbaren Fernsehen zu ver-
folgen. Die FIFA und die UEFA lehnten die Erfassung
sämtlicher Spiele der Schlussrunde der Fußballwelt-
meisterschaft (Weltmeisterschaft) und der Fußballeu-
ropameisterschaft (EURO) in der Liste mit der Begrün-
dung ab, dass nicht all diese Spiele als von erheblicher
Bedeutung für die Öffentlichkeit im Vereinigten König-
reich und in Belgien angesehen werden könnten.

Der Gerichtshof der Europäischen Union wies die
Rechtsmittel insgesamt zurück. In einer Begründung,
die der durch das Gericht vorgebrachten Begründung
ähnelt, stellte die Große Kammer fest, dass Artikel 3a
Abs. 1 der Fernsehrichtlinie wichtige Rechte und Frei-
heiten einschränkt, darunter das Eigentumsrecht und
die Wettbewerbsfreiheit. Die Große Kammer bestä-
tigte jedoch, dass diese Einschränkungen durch das
Recht auf Information und die Gewährleistung des Zu-
gangs zu Übertragungen bedeutender Ereignisse im
frei empfangbaren Fernsehen für ein breites Publikum
gerechtfertigt sind. Des Weiteren stellte der Gerichts-
hof der Europäischen Union fest, dass die Mitglied-
staaten bei der Festlegung der Ereignisse, denen eine
erhebliche gesellschaftliche Bedeutung beigemessen
wird, über einen großen Ermessensspielraum verfü-
gen, wohingegen der Handlungsspielraum der Kom-
mission diesbezüglich begrenzt ist.

Bis zu einem gewissen Grad schloss sich das Ge-
richt der von FIFA und UEFA vorgetragenen Argumen-
tation an. Die Weltmeisterschaft und die Europamei-
sterschaft sind in der Tat als Ereignisse zu betrach-
ten, die in verschiedene Spiele bzw. Phasen aufteil-
bar sind, wobei nicht alle Begegnungen zwangsläu-
fig als Ereignisse von erheblicher Bedeutung für die
Öffentlichkeit in einem bestimmten Mitgliedstaat ein-
gestuft werden können. Daher müssen Mitgliedstaa-
ten begründen, warum diese Turniere für die gesamte
Gesellschaft als von erheblicher Bedeutung betrach-
tet werden. Dessen ungeachtet schloss sich die Große
Kammer in ihrer Schlussfolgerung dem Gericht dahin-
gehend an, dass sämtliche Spiele in der Endphase der
Fußballweltmeisterschaft und der Fußballeuropamei-
sterschaft genügend Aufmerksamkeit auf sich ziehen,
um als Ereignisse von erheblicher Bedeutung zu gel-
ten.

• Judgment of the Court of Justice of the European Union, Grand
Chamber, case C-201/11, 23 August 2013 (Urteil des Gerichtshofs
der Europäischen Union, Große Kammer, Rechtssache C-201/11, 23.
August 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16649 DE EN FR
CS DA EL ES ET FI HU IT LT LV MT
NL PL PT SK SL SV HR
• Judgment of the Court of Justice of the European Union, Grand
Chamber, case C-204/11, 23 August 2013 (Urteil des Gerichtshofs
der Europäischen Union, Große Kammer, Rechtssache C-204/11, 23.
August 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16652 DE EN FR
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• Judgment of the Court of Justice of the European Union, Grand
Chamber, case C-205/11, 23 August 2013 (Urteil des Gerichtshofs
der Europäischen Union, Große Kammer, Rechtssache C-205/11, 23.
August 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16655 DE EN FR
CS DA EL ES ET FI HU IT LT LV MT
NL PL PT SK SL SV HR

Michiel Oosterveld
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

Gerichtshof der Europäischen Union: Be-
stimmungen zu Italiens strengeren stündli-
chen Werbezeitbeschränkungen für Pay-TV-
Veranstalter

Am 18. Juli 2013 hat die Zweite Kammer des Gerichts-
hofs ihr Urteil in der Rechtssache C-234/12 Sky Ita-
lia gegen AGCOM gefällt. Gemäß dem italienischem
Gesetz unterliegen Pay-TV-Veranstalter einer stünd-
lichen Werbezeitbeschränkung von 14 %, während
die stündliche Werbehöchstdauer für frei empfang-
bare Rundfunkveranstalter 18 % beträgt. In den Ver-
fahren vor dem Verwaltungsgericht Latium wegen ei-
ner gegen Sky Italia verhängten Geldstrafe für den
Verstoß gegen den Grenzwert von 14 % wurde der
Gerichtshof ersucht, in einem Vorabentscheidungs-
verfahren darüber zu entscheiden, ob die Richtlinie
2010/13/EU (Richtlinie über audiovisuelle Mediendien-
ste (AVMD-Richtlinie)) und das primäre EU-Recht so
auszulegen sind, dass die italienischen asymmetri-
schen stündlichen Werbezeitbeschränkungen für Pay-
TV-Veranstalter ausgeschlossen sind (siehe IRIS 2012-
7/29).

Der Gerichtshof stellt zunächst fest, dass Artikel 4
Abs. 1 der AVMD-Richtlinie es den Mitgliedstaaten er-
möglicht, „ausführlichere oder strengere Bestimmun-
gen und unter bestimmten Umständen in den von
der Richtlinie erfassten Bereichen andere Bedingun-
gen festzulegen“. Folglich ist nach der Bestimmung
zur Beschränkung der Werbezeit auf 20 % für sämt-
liche Rundfunkveranstalter ohne jegliche Unterschei-
dung in Artikel 23 Abs. 1 der AVMD-Richtlinie nicht
ausgeschlossen, dass die Mitgliedstaaten „andere TV-
Werbezeitbeschränkungen festlegen, je nachdem, ob
es sich um einen Pay-TV-Veranstalter oder um einen
frei empfangbaren Rundfunkveranstalter handelt“.

Im Anschluss prüfte der Gerichtshof, ob der allgemei-
ne Grundsatz der Gleichbehandlung so auszulegen
ist, dass asymmetrische Bestimmungen für Pay-TV-
Veranstalter ausgeschlossen sind. Es ist erneut dar-
auf hinzuweisen, dass Generalsanwältin Kokott in ih-
rer Stellungnahme (siehe IRIS 2013-6/3) hervorhob,
dass die Prüfung der italienischen Bestimmungen am
Maßstab des allgemeinen unionsrechtlichen Gleich-
behandlungsgrundsatzes unterschiedlich ausfalle, je
nachdem, ob diese Bestimmungen den vorrangigen
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Zweck des Verbraucherschutzes verfolgen wie die
italienische Regierung und RTI, Italiens größter frei
empfangbarer Rundfunkveranstalter, geltend mach-
ten, oder ob sie darauf abzielen, den frei empfangba-
ren Rundfunkveranstaltern höhere Werbeeinnahmen
zu sichern, wie das vorlegende Gericht und Sky Italia
vortrugen.

Der Gerichtshof vertrat demgegenüber den Stand-
punkt, dass die Situation von Pay-TV-Veranstaltern
und frei empfangbaren Rundfunkveranstaltern im Hin-
blick auf das Gleichgewicht zwischen dem Schutz der
Verbraucher vor übermäßiger Werbung und den fi-
nanziellen Interessen der Fernsehveranstalter zu be-
trachten sei. Diesbezüglich hob der Gerichtshof her-
vor, dass die Abhängigkeit frei empfangbarer Rund-
funkveranstalter von Werbeeinnahmen sie in eine
Lage versetzt, die objektiv nicht mit den für Pay-
TV-Veranstalter geltenden Werbezeitbeschränkungen
vergleichbar ist, da letztere auch auf die Einnahmen
aus den Abonnementgebühren bauen können. Folg-
lich war die Situation der Zuschauer von frei empfang-
barem Fernsehen objektiv gesehen eine andere als
die von Pay-TV-Nutzern, da sie „in einer direkten kom-
merziellen Beziehung zu ihrem Rundfunkveranstalter
stehen und für die Nutzung der Fernsehprogramme
zahlen“. Demzufolge gelangte der Gerichtshof zu der
Auffassung, dass die italienische Gesetzgebung in ih-
rem Bemühen, einen ausgewogenen Schutz der Inter-
essen der Zuschauer sowie der Rundfunkveranstalter
zu garantieren, unterschiedliche Werbezeitbeschrän-
kungen für Pay-TV-Veranstalter und frei empfangba-
re Rundfunkveranstalter festlegen kann, ohne gegen
den Grundsatz der Gleichbehandlung zu verstoßen.

Der Gerichtshof stellte jedoch fest, dass die ita-
lienischen asymmetrischen Bestimmungen eine Be-
schränkung des freien Dienstleistungverkehrs gemäß
Artikel 56 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union (AEUV) darstellen können. Wäh-
rend der Gerichtshof gelten ließ, dass der Schutz der
Verbraucher vor Werbemissbrauch einen zwingenden
Grund des Allgemeininteresses bilde, der eine sol-
che Beschränkung rechtfertigen könne, überprüfte er
nicht die Konformität der italienischen Bestimmun-
gen mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, son-
dern überließ diese Einschätzung dem vorlegenden
Gericht.

Schließlich befasste sich der Gerichtshof mit der
Frage, ob der Grundsatz der freien Meinungsäuße-
rung und insbesondere der Schutz der Medienvielfalt
die angefochtenen Bestimmungen ausschließt. Dem
vorlegenden Gericht zufolge waren die asymmetri-
schen italienischen Werbebestimmungen dazu geeig-
net, den Wettbewerb zu verfälschen, indem sie die
vorherrschende Stellung von RTI auf dem Markt für
Fernsehwerbung verstärkten. Obwohl die italienische
Kommunikationsbehörde im Laufe der Verfahren ei-
ne eingehende sektorspezifische Untersuchung des
Marktes für Fernsehwerbung veröffentlicht hatte (sie-
he IRIS 2013-2/31), vertrat der Gerichtshof die Auffas-
sung, dass der Vorlagebeschluss keine ausreichenden

Angaben für eine Vorabentscheidung enthalte. Daher
wies der Gerichtshof das Ersuchen als unzulässig ab.

Das Schicksal der strengeren italienischen Werbebe-
stimmungen liegt somit in den Händen des Verwal-
tungsgerichts Latium, das entscheiden wird, ob die-
se Bestimmungen zum Schutz der Verbraucher gegen
Werbemissbrauch angemessen sind und nicht über
das für diesen Zweck erforderliche Maß hinausgehen.

• Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 18. Juli 2013,
Sky Italia Srl gegen Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni,
Rechtssache C-234/12
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16661 DE EN FR
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Amedeo Arena
Universität Neapel „Federico II“, juristische Fakultät

Europäisches Parlament: Überarbeitung der
Richtlinie über die Weiterverwendung von In-
formationen des öffentlichen Sektors verab-
schiedet

Nach 18 Monaten Verhandlungen zwischen den euro-
päischen Institutionen hat das Parlament am 13. Ju-
ni 2013 die Überarbeitung der Richtlinie 2003/98/EG
über die Weiterverwendung von Informationen des öf-
fentlichen Sektors (nachstehend „PSI-Richtlinie“) ver-
abschiedet. Der Rat verabschiedete die Änderungs-
richtlinie formal am 20. Juni 2013. Die Europäische
Kommission hatte die Überarbeitung der PSI-Richtlinie
im Rahmen ihrer Strategie für offene Daten am 12.
Dezember 2011 vorgeschlagen.

Die Änderungsrichtlinie weitet den Geltungsbereich
der PSI-Richtlinie auf drei Kategorien kultureller In-
stitutionen (Museen, Bibliotheken und Archive) so-
wie auf Forschungseinrichtungen aus. Öffentlich-
rechtliche Rundfunkveranstalter sowie deren Tochter-
gesellschaften fallen weiterhin nicht unter die PSI-
Richtlinie, da die Materialien, über die sie verfügen,
meist durch Urheberrechte Dritter geschützt sind und
weil sie einen speziellen Status besitzen und die
Zuständigkeit für die Organisation ihrer kommerzi-
ellen Verwertung haben. Daher gilt die überarbeite-
te PSI-Richtlinie für audiovisuelle Archive (einschließ-
lich Einrichtungen zum Erhalt und Schutz des Filmer-
bes) nur, wenn es sich nicht um Tochtergesellschaften
öffentlich-rechtlicher Rundfunkveranstalter handelt.

Die ursprüngliche PSI-Richtlinie regelt ebenso wie die
Änderungsrichtlinie nicht den Zugang zu Informatio-
nen des öffentlichen Sektors, sondern baut auf be-
stehenden Zugangsregelungen auf, die in nationalen
Gesetzen und Verordnungen verankert sind. Sie har-
monisiert jedoch die Bedingungen für die Weiterver-
wendung öffentlicher Dokumente, die nach nationa-
len Vorschriften zugänglich sind. Insbesondere fallen
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unter die Vorschriften für die Weiterverwendung nur
Dokumente, die von öffentlichen Stellen bei der Erfül-
lung ihrer öffentlichen Aufgaben erstellt werden und
nicht durch Rechte des geistigen Eigentums Dritter
geschützt sind. Darüber hinaus kommen auch ande-
re Ausschlüsse in Frage, so etwa die Nichtzugänglich-
keit (und somit Nichtweiterverwendbarkeit) von Do-
kumenten aus Gründen der öffentlichen Sicherheit,
des Geschäftsgeheimnisses oder des Schutzes perso-
nenbezogener Daten. Die von der überarbeiteten PSI-
Richtlinie vorgesehenen Bedingungen der Weiterver-
wendung betreffen:

- das Format, in dem Dokumente weitergegeben wer-
den sollten (Artikel 5 Absatz 1 neu der PSI-Richtlinie)

- die Vorschriften über Gebühren, einschließlich der
Möglichkeit für kulturelle Einrichtungen, über die
Grenzkosten hinausgehende Gebühren zu erheben
(Artikel 6 Absatz 1 neu der PSI-Richtlinie)

- die Möglichkeit für öffentliche Stellen, Lizenzen zu
vergeben, wobei die Mitgliedstaaten dazu angehalten
werden, die Verwendung offener Lizenzen zu fördern
(Artikel 8 Absatz 1 neu der PSI-Richtlinie)

- Vorschriften zur Transparenz und zur Suche der In-
formationen (Artikel und 9 der PSI-Richtlinie)

- die Möglichkeit für kulturelle Einrichtungen, trotz
des allgemeinen Verbots von Exklusivvereinbarungen
öffentlich-private Partnerschaften zur Digitalisierung
von Kulturbeständen zu schließen (Artikel 11 Absatz
2a neu der PSI-Richtlinie)

Die Mitgliedstaaten müssen die Bestimmungen der
Änderungsrichtlinie bis zum 18. Juli 2015 in nationa-
les Recht umsetzen.
• Richtlinie 2013/37/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Richtlinie 2003/98/EG über
die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors,
Amtsblatt der Europäischen Union, 27. Juni 2013, L175/1
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16633 DE EN FR
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LÄNDER

AL-Albanien

Neue audiovisuelle Mediengesetzgebung in
Albanien

Am 4. März 2013 hat das albanische Parlament nach

mehreren Jahren der Diskussion und des Stillstands
Gesetz 97/2013 „Über die audiovisuellen Medien in
der Republik Albanien“ gebilligt. Das Gesetz soll die al-
banische Mediengesetzgebung mit der Richtlinie über
audiovisuelle Mediendienste (2010/13/EU - AVMD-
Richtlinie) der Europäischen Union harmonisieren und
Antworten auf die Realitäten des audiovisuellen Me-
diensektors geben. Beide politischen Flügel stimmten
mit Ausnahme des Wahlverfahrens für Mitglieder der
Regulierungsbehörden dem Gesetz zu.

Unter anderem ersetzt das Gesetz die Regulierungs-
behörde Këshilli Kombëtar i Radios dhe Televizionit
(KKRT - Nationaler Hörfunk- und Fernsehrat) durch die
Autoriteti i Mediave Audiovizive (AMA - Audiovisuelle
Medienbehörde). Die Behörde wird weiterhin aus sie-
ben Mitgliedern bestehen, die vom Parlament für eine
Amtszeit von fünf Jahren mit dem Recht auf Wieder-
wahl für eine zweite Amtszeit gewählt werden. Das
Wahlverfahren hat sich im Vergleich zum früheren Ge-
setz nicht geändert. Parlamentsabgeordnete der Op-
position und der Regierungsmehrheit benennen alter-
nierend Fachkandidaten, die von entsprechenden Ver-
einigungen und der Zivilgesellschaft vorgeschlagen
wurden. Das siebte Mitglied, welches gleichzeitig Vor-
sitzender der AMA ist, wird ebenfalls durch Auswahl
aus vier Kandidaten mit einfacher Mehrheit des Par-
laments gewählt. Das gleiche Verfahren wird für die
aus elf Mitgliedern bestehende Këshilli Drejtues i Ra-
dio Televizionit Shqiptar (KDRTSH - Rat des albani-
schen öffentlichen-rechtlichen Radio und Fernsehen-
veranstalter) angewandt.

Das Gesetz sieht für die Regulierungsbehörde zusätz-
liche neue Kompetenzen vor. Sie umfassen die Verga-
be digitaler Rundfunklizenzen und -genehmigungen,
die Erarbeitung von Vorschriften und Regelungen zur
Nutzung der Infrastruktur des öffentlich-rechtlichen
Rundfunkveranstalters, die Schlichtung von Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Betreibern sowie
die Vorbereitung von Studien und Forschung im au-
diovisuellen Mediensektor. Knapp fünf Monate nach
Verabschiedung des Gesetzes sind die Mitglieder von
AMA und KDRTSH aufgrund prioritärer Aufgaben des
Parlaments und der Parlamentswahlen vom Juni 2013
nach wie vor noch nicht gewählt.

In Bezug auf die Harmonisierung des neuen audiovi-
suellen Mediengesetzes mit der AVMD-Richtlinie re-
gelt das Gesetz spezielle Fragen wie die Förderung
europäischer und unabhängiger Werke. Das Gesetz
verlangt, dass nationale Anbieter ihre Sendezeit über-
wiegend mit europäischen Werken und zu mindestens
10% mit unabhängigen Werken bestreiten. Darüber
hinaus sind zehn Prozent des Budgets in unabhängi-
ge albanische und europäische Werke zu investieren
(siehe Art. 13, 16 und 17 der AVMD-Richtlinie).

Das Gesetz enthält zudem sehr detaillierte Angaben
zu Werbung einschließlich im Zuge technologischer
Veränderungen möglich gewordener neuer Formen
von Werbung wie etwa Split-Screen-Werbung, inter-
aktive, unterschwellige oder virtuelle Werbung. Des
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Weiteren regelt das Gesetz politische Werbung, in-
stitutionelle Werbung, Direktvermarktung, kommerzi-
elle Kommunikationen, Produktplatzierung und Spon-
soring audiovisueller Mediendienste (siehe Art. 19 ff.
und Art. 10 und 11 der AVMD-Richtlinie).

Darüber hinaus muss die AMA nach dem neuen Ge-
setz Kodizes für audiovisuelle Mediendienste entwer-
fen, die den Anbietern audiovisueller Mediendienste
als ethische Richtlinie für Rundfunkinhalte dienen sol-
len. Damit soll die Vielfalt der Programmgestaltung
mit dem notwendigen Schutz bestimmter Gruppen
wie etwa Minderjähriger in Einklang gebracht wer-
den. Das Gesetz sieht für solche Fälle auch spezifische
technische Regelungen vor (siehe Art. 27 der AVMD-
Richtlinie).

In Übereinstimmung mit der AVMD-Richtlinie regelt
das Gesetz darüber hinaus die Erstellung und Umset-
zung einer Liste von Ereignissen von erheblicher Be-
deutung sowie die Art und Weise, wie darüber in frei
empfangbaren Medien zu berichten ist (vergl. Art. 14
der AVMD-Richtlinie).

• Ligji nr. 97/2013, datë 04.03.2013 "Për mediat audiovizive në Repu-
blikën e Shqipërisë (Gesetz Nr. 97/2013 vom 04. März 2013 „Über die
audiovisuellen Medien in der Republik Albanien“)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16637 SQ

Ilda Londo
Forschungskoordinatorin, Albanisches Medieninstitut

AT-Österreich

Verfassungsgerichtshof hebt Facebook-
Verbot für ORF auf

Der österreichische Verfassungsgerichtshof (VfGH)
hat mit Entscheidung vom 26. Juli 2013 (Az. G
34/2013-10) das so genannte Facebook-Verbot, nach
dem dem Österreichischen Rundfunk (ORF) gemäß §
4f Abs. 2 Nr. 25 des ORF-Gesetzes aus Wettbewerbs-
gründen untersagt ist, soziale Netzwerke zu nutzen,
für verfassungswidrig erklärt und das Verbot nun auf-
gehoben.

Zuvor hatte zunächst die Rechtsaufsichtsbehörde
KommAustria festgestellt, dass das Bereitstellen ei-
ner Facebook-Seite durch den ORF gegen das ORF-
Gesetz verstoße (siehe IRIS 2012-3/9). Nach erfolg-
losem Rechtsbehelf bei der obersten Rundfunkbehör-
de, dem Bundeskommunikationssenat (BKS), hatte
der ORF sowohl vor dem Verfassungs-, als auch vor
dem Verwaltungsgerichtshof (VwGH) Klage erhoben,
die letzterer mit Entscheidung vom 22. Oktober 2012
als unbegründet abgewiesen hatte (siehe IRIS 2013-
1/6).

Der VfGH entschied nun, dass ein Verbot der
Nutzung sozialer Netzwerke im Zusammen-
hang mit der eigenen tagesaktuellen Online-
Überblicksberichterstattung den ORF in seinem
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf
Meinungsäußerungs- und Rundfunkfreiheit verletze.
Art. 10 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) erfasse
als Ausprägung der Meinungsfreiheit auch Werbe-
maßnahmen. Das strittige Verbot verfolge zwar ein in
Art. 10 Abs. 2 EMRK genanntes legitimes Ziel, indem
es private Mitbewerber des ORF am Rundfunkmarkt
schützen und hierdurch Wettbewerbsverzerrungen
vermeiden solle. Es sei allerdings zur Erreichung
dieses Zieles nicht notwendig, dem ORF die Nutzung
sozialer Netzwerke generell zu untersagen. Insofern
überschreite die Regelung des § 4f Abs. 2 Nr. 25
ORF-Gesetz die Schranken des Art. 10 Abs. 2 EMRK.

Der VfGH betonte allerdings, dass die vom ORF an-
gegriffene Bestimmung im Übrigen nicht als verfas-
sungswidrig aufzuheben sei. Insbesondere bleibt es
dem ORF damit untersagt, ein eigenes soziales Netz-
werk zu betreiben, was in Anbetracht der besonderen
Stellung des ORF gegenüber privaten Mitbewerbern
auf dem Rundfunkmarkt notwendig und folglich nicht
verfassungswidrig sei.

• Entscheidung des VfGH vom 26. Juli 2013 (Az. G 34/2013-10)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16625 DE

Tobias Raab
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

BG-Bulgarien

Wahl der CEM-Mitglieder gemäß Sitzverhält-
nissen in der Nationalversammlung

Die Rotation in der Zusammensetzung des Rats für
elektronische Medien (CEM), der bulgarischen Rund-
funkregulierungsbehörde, gemäß der Sitzverhältnis-
se in der Nationalversammlung steht seit einem Jahr
aus. Die notwendige Wahl des Generaldirektors des
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalters machte
eine neue Zusammensetzung des CEM dringend er-
forderlich.

Am 27. Juni 2013 verabschiedete die Nationalver-
sammlung die Verfahrensordnung für die Nominie-
rung von Kandidaten, die Vorlage von Bewerbungs-
unterlagen, die Anhörung der Kandidaten sowie die
Wahl eines CEM-Mitglieds entsprechend der Sitzver-
hältnisse in der Nationalversammlung. Sie sieht meh-
rere Stufen vor:
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1. Nominierung von Kandidaten und Vorlage der Be-
werbungsunterlagen durch die Kandidaten für die Mit-
gliedschaft im Rat für elektronische Medien entspre-
chend den Sitzverhältnissen in der Nationalversamm-
lung,

2. Offenlegung der Bewerbungsunterlagen,

3. Anhörungen der nominierten Kandidaten zu ihren
Vorstellungen über ihre Tätigkeit im Rat,

4. Wahl des Mitglieds.

Es ist das erste Mal, dass die Nationalversammlung
ein solch transparentes, auf Wettbewerb ausgerichte-
tes Verfahren anwendet. Sie wurde unter den Nach-
wirkungen der skandalösen Nominierung des Abge-
ordneten der Nationalversammlung Delyan Peevsky
als Vorsitzender der staatlichen nationalen Sicher-
heitsbehörde eingeführt, die in der Hauptstadt Sofia
zahlreiche spontane Bürgerproteste ausgelöst hatte.

Zwei Nominierungen wurden auf der Website der Na-
tionalversammlung öffentlich gemacht. Dabei handel-
te es sich um Ivo Atanassov, einen früheren Abge-
ordneten der Nationalversammlung aus der sozialisti-
schen Partei Bulgariens, sowie um den bekannten Me-
dienfachmann Radomir Tcholakov.

Am 12. Juli 2013 führte der Kultur- und Medien-
ausschuss, einer der ständigen Ausschüsse der Na-
tionalversammlung, eine öffentliche Anhörung unter
Teilnahme von Abgeordneten der Nationalversamm-
lung und Vertretern von Nichtregierungsorganisatio-
nen, die bestimmte Kandidaten unterstützten, durch;
darüber hinaus nahmen Journalisten an dieser Anhö-
rung teil.

Am 17. Juli 2013 wählte die Nationalversammlung
nach einer Plenardebatte Ivo Atanassov auf der
Grundlage von Art. 86 Abs. 1 der Verfassung der Repu-
blik Bulgarien und Art. 24 und 29 Abs. 1 des Hörfunk-
und Fernsehgesetzes zum Mitglied des Rats für elek-
tronische Medien.

• Ðåøåíèå çà ïðèåìàíå íà Ïðîöåäóðíè ïðàâèëà çà èç-
äèãàíå íà êàíäèäàòóðè , ïðåäñòàâÿíå íà äîêóìåíòè , èç-
ñëóøâàíå íà êàíäèäàòè è èçáîð íà ÷ëåí íà Ñúâåòà çà
åëåêòðîííè ìåäèè îò êâîòàòà íà Íàðîäíîòî ñúáðàíèå (Be-
schluss zur Verabschiedung der Verfahrensordnung für die Nominie-
rung von Kandidaten, die Vorlage von Bewerbungsunterlagen, die An-
hörung der Kandidaten sowie für die Wahl des CEM-Mitglieds entspre-
chend den Sitzverhältnissen in der Nationalversammlung, verkündet
im Staatsanzeiger Nr. 57 vom 29. Juni 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16594 BG

Rayna Nikolova
Neue bulgarische Universität

CY-Zypern

Vorläufige Lizenzen von AVMD-Anbietern sol-
len um bis zu ein Jahr verlängert werden

Im Juni 2013 hat das Repräsentantenhaus das Än-
derungsgesetz zum Gesetz über Hörfunk- und Fern-
sehsender (L. 7(I)/1998) verabschiedet (L. 46(I)/2013,
Amtsblatt, 14.06.2013, S. 297-300). Es soll die
Hörfunk- und Fernsehbehörde in die Lage versetzen,
vorläufige Lizenzen, die 2011 an Rundfunkorganisa-
tionen und AVMD-Anbieter vergeben wurden, um bis
zu ein Jahr zu verlängern. Die bislang erteilten Lizen-
zen laufen am 30. Juni 2014 aus. Die Verlängerung
wurde erforderlich, da die Umsetzung des Gesetzes
zur vollständigen Harmonisierung mit den maßgebli-
chen europäischen Richtlinien, nach denen dann un-
befristete Lizenzen vergeben werden, noch aussteht.

Vorläufige Lizenzen wurden 2011 nach Umset-
zung der Richtlinie über audiovisuelle Mediendien-
ste (2010/13/EU) in zyprisches Recht erteilt. Damit
entstand ein neuer audiovisueller Rechtsrahmen, der
Rundfunkorganisationen und sonstige Anbieter audio-
visueller Mediendienste umfasst. Die vorläufigen Li-
zenzen ersetzten die Lizenzen für die analoge Über-
tragung im Zuge der Digitalumstellung, die am 1. Juli
2011 vollzogen wurde (siehe IRIS 2011-5/11). Die ur-
sprüngliche Laufzeit endete am 30. Juni 2012. 2012
wurde ein neues Änderungsgesetz verabschiedet (L.
88(I)/2012), nach dem die Lizenzen bis 30. Juni 2013
verlängert wurden.

Darüber hinaus sah das Änderungsgesetz von 2012
eine Ausnahme vor, die es ermöglichte, juristischen
Personen des öffentlichen Rechts unabhängig davon,
ob sie die Bestimmungen des Gesetzes erfüllen oder
nicht, eine Lizenz zu erteilen. Eine solche Organisa-
tion war CYTA, eine halbstaatliche Telekommunikati-
onsgesellschaft. Die Ausnahme ermöglichte es CYTA,
audiovisuelle Mediendienste über ihr Netz CYTANET
anzubieten. Insbesondere die Bestimmung zur Kapi-
talstreuung, die keinen Einzelbesitz von mehr als 25%
des Kapitals durch eine Person zulässt, wurde durch
die oben genannte Ausnahme in Übereinstimmung
mit dem Änderungsgesetz umgangen. CYTA konnte
somit die Übertragung von VoD-Diensten und Live-
Sportübertragungen in seinem Netz fortsetzen.

Das Änderungsgesetz L. 46(I)/2013 weitet nicht nur
die Geltungsdauer der vorläufigen Lizenzen aus, son-
dern schreibt auch die oben genannte Ausnahme fort;
das Rundfunkgesetz erhielt den neuen Titel „Geset-
ze über Hörfunk- und Fernsehorganisationen von 1998
bis 2013“.
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• L. 46(I)/2013 (Änderungsgesetz zu Hörfunk- und Fernsehorganisa-
tionen, L. 46(I)/2013, Amtsblatt, 14.06.2013, Seiten 297-300)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16595 EL

Christophoros Christophorou
Politischer Analyst

Finanzielle Schieflage des digitalen Netzbe-
treibers bedroht private Rundfunkveranstal-
ter

Im Juli 2013, zwei Jahre nach dem Übergang zum Di-
gitalfernsehen (siehe IRIS 2011-5/11), sehen sich pri-
vate Fernsehveranstalter der Gefahr gegenüber, dass
sie aufgrund der finanziellen Schieflage des Netzbe-
treibers Velister Ltd. den Sendebetrieb einstellen müs-
sen. Velister ist ein Konsortium aus den großen zypri-
schen Rundfunkveranstaltern und zwei Internet- und
Kabelfernsehanbietern (siehe IRIS 2010-9/16).

Nach einem langen Konsultationsverfahren zwischen
den Behörden, den Rundfunkveranstaltern und Veli-
ster Ltd. entschied der Ministerrat Medienberichten
zufolge Anfang August 2013, die Möglichkeit zu prü-
fen, Velister für die Zahlung seiner Schulden gegen-
über dem Staat einen Aufschub von fünf Jahren zu ge-
währen. Die Modalitäten werden zwischen dem Direk-
tor für elektronische Kommunikation und den betroffe-
nen Parteien ausgehandelt; es wird erwartet, dass ein
möglicher Aufschub den Druck mindert, den Velister
auf die Rundfunkveranstalter ausübt, höhere Gebüh-
ren für den Zugang zum Digitalnetz zu entrichten.

Das Problem lässt sich bis zum August 2010 zu-
rückverfolgen, als Velister ein mehrstufiges Verstei-
gerungsverfahren für das zweite Digitalnetz gewann
(das erste ging an den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkveranstalter Cyprus Broadcasting Corporation -
RIK). Das Schlussgebot von EUR 10 Mio. war offen-
sichtlich zu hoch für einen kleinen Markt wie Zypern.
Velister hat zwar den größten Teil seiner Schulden an
den Staat bereits beglichen, steht aber aufgrund der
Größenordnung des Betrages vor finanziellen Schwie-
rigkeiten. Die Probleme wurden durch die Finanzkri-
se und deutlich unter den Erwartungen liegende Ein-
nahmen verschärft; lediglich 14 Rundfunkveranstalter
sind auf der Velister-Plattform, was deutlich unter der
ursprünglich angepeilten Marke liegt.

Bemühungen seitens Velisters, seinen Vertrag mit den
Behörden abzuändern, waren aufgrund der rechtli-
chen Maßnahmen, zu denen sich Teilnehmer der Ver-
steigerung 2010 entschließen könnten, erfolglos. So-
mit entschied man sich stattdessen, die Netzzugangs-
gebühren für Rundfunkveranstalter beträchtlich an-
zuheben. Darüber hinaus stellte Velister ein Ultima-
tum, diejenigen, die ihre Außenstände bis Mitte Ju-
li 2013 nicht begleichen, abzuschalten, wenngleich
diese Drohung schließlich nicht in letzter Konsequenz

umgesetzt wurde. Andere vorstellbare Lösungen sa-
hen die Möglichkeit vor, lediglich ein Digitalnetz mit
öffentlich-rechtlichen wie auch privaten Rundfunkver-
anstaltern zu betreiben oder dadurch Einnahmen zu
generieren, dass man die Übertragung von Euronews
und des griechischen öffentlich-rechtlichen Senders
ERT von RIK zu Velister verlagert. Es wurde jedoch
darauf hingewiesen, dass die Übertragungen von RIK
auf zwischenstaatlichen Abkommen gründen, die in
einem solchen Fall verletzt würden.

Eine weitere Anhebung von Netzzugangsgebühren
wäre ein Problem für das Überleben kleiner Rundfunk-
veranstalter, während die Auswirkungen auf große
Sender wohl minimal wären, da sie sowohl Teilhaber
als auch Kunden des Netzbetreibers Velister Ltd. sind.
Daher wurden stärkere Anstrengungen seitens der Re-
gierung und politischer Kräfte erforderlich, Pluralis-
mus bei den digitalen Rundfunkdiensten sicherzustel-
len und zu schützen.

Der Beschluss des Ministerrats, die Zahlungsfrist für
die Schulden von Velister möglicherweise zu verlän-
gern, wird jedoch von Beobachtern und der größten
Oppositionspartei in Frage gestellt. Sie vertreten die
Auffassung, der Aufschub stehe im Widerspruch zu
den rechtlichen Verpflichtungen des Netzbetreibers,
wie sie in der Vereinbarung mit der Regierung nieder-
gelegt sind.

Christophoros Christophorou
Politischer Analyst

DE-Deutschland

BGH untersagt an Kinder gerichtete Wer-
bung bei Online-Rollenspiel

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat Medienberichten zu-
folge mit Urteil vom 17. Juli 2013 (Az. I ZR 34/12) einer
Klage des Bundesverbands der Verbraucherzentrale
(vzbv) stattgegeben und der Softwarefirma Gamefor-
ge untersagt, im Rahmen ihres Online-Rollenspieles
“Runes of Magic” für den kostenpflichtigen Erwerb von
Spielezubehör zu werben. Der vzbv hatte Gameforge
bereits 2010 abgemahnt und in den vorherigen In-
stanzen geklagt, war allerdings sowohl vor dem Land-
gericht Berlin als auch vor dem Kammergericht (KG)
Berlin gescheitert, das die gegen das erstinstanzliche
Urteil gerichtete Berufung mit Urteil vom 31. Januar
2013 zurückgewiesen hatte (Az. 24 U 139/10).

Bei “Runes of Magic” handelt es sich um ein Online-
Fantasyrollenspiel, das nach dem Free-to-Play-Modell
funktioniert. Die Software zur Teilnahme am Spiel ist
hierbei zwar kostenlos erhältlich, weitere Ausstattung
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der Spielcharaktere muss jedoch kostenpflichtig er-
worben werden. Hierfür warb Gameforge mit dem Slo-
gan “Schnapp dir die günstige Gelegenheit und ver-
passe deiner Rüstung & Waffen das gewisse Etwas”.
Der Slogan tauchte innerhalb des Spiels auf und war
mit einem Link versehen, der den Spieler direkt zu ei-
ner Webseite führte, die den Kauf von Spieleextras er-
möglichte.

Der BGH entschied nun, dass dieser Slogan eine un-
lautere geschäftliche Handlung darstelle, da er Kin-
der unmittelbar zum Kauf dieses Zubehörs aufforde-
re. Hierbei spiele es keine Rolle, ob die Werbung “in-
game”, also im Rollenspiel selbst, oder an anderer
Stelle im Internet platziert werde. Eine Aufforderung,
sich über Produkte näher zu informieren, sei zwar
nicht zu beanstanden. Die Grenze finde sich jedoch
bei einer unmittelbaren Kaufaufforderung. Im Gegen-
satz zum KG Berlin sah der BGH in dem Slogan eine
unmittelbare Kaufaufforderung an Kinder, die gegen
§ 3 Abs. 3 des Gesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb (UWG) verstoße. Hierfür spreche sowohl die
direkte Verlinkung des Slogans mit der Verkaufsplatt-
form, auf der die Ausstattung erworben werden konn-
te, wie auch die Zahlmöglichkeit nicht nur per Kredit-
karte, sondern auch per Short Message Service (SMS)
mit Abwicklung via Handyrechnung. Auch die Wort-
wahl des Slogans bediene sich einer jugendlich salop-
pen Ausdrucksweise Der Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen gebiete auch im Internet ein Mindestmaß
an Zurückhaltung, so der BGH.

• Urteil des Bundesgerichtshofs vom 17. Juli 2013 (Az. I ZR 34/12)
DE

Tobias Raab
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

FR-Frankreich

Streaming: CSA entscheidet im Streit zwi-
schen France Télévisions und Playmédia

Am 23. Juli 2013 hat der Conseil supérieur de
l’audiovisuel (Rundfunkaufsichtsbehörde - CSA) sei-
ne Entscheidung zum Streit zwischen dem öffentlich-
rechtlichen Fernsehsender France Télévisions und der
Gesellschaft Playmédia, Herausgeberin der Website
Play TV, bekannt gegeben, über die unverschlüsselt
im Streamingverfahren nahezu 70 Fernsehsender oh-
ne Anmeldung und unbegrenzt konsumiert werden
können. France Télévisions forderte, Play TV müsse
untersagt werden, seine Sender (France 2, France 3,
France 4, France 5 und France Ô) auszustrahlen, inso-
fern der öffentlich-rechtliche Sender hierfür auf seinen
eigenen Online-Dienst Pluzz setzt. France Télévisions

warf Play TV vor, die Werbeeinnahmen der Gruppe ab-
zuschöpfen, ohne eine vertragliche Vereinbarung ge-
schlossen zu haben. Die Gesellschaft Playmédia hat
mehrere Abkommen mit Privatsendern geschlossen,
die sie ausstrahlt (BFMTV, iTélé u. a.) und erstattet
diesen einen Teil ihrer Werbeeinnahmen. Die Privat-
sender TF1 und M6 haben die Ausstrahlung ihrer Pro-
gramme verweigert. Zur Rechtfertigung ihres Rechts
auf Ausstrahlung öffentlich-rechtlicher Sender berief
sich Playmédia auf die Bestimmungen von Artikel 34-
2 des Gesetzes vom 30. September 1986, in denen die
Must-Carry-Regelung vorgesehen ist. Die Gesellschaft
argumentierte, durch diese Regelung würden die An-
bieter audiovisueller Dienste dazu verpflichtet, die
Dienstleistungen von France Télévisions unentgeltlich
zur Verfügung zu stellen. In ihrer Entscheidung stellt
die Regulierungsbehörde fest, dass die Gesellschaft
Playmédia zwar den Status eines Diensteanbieters ha-
be, Grundvoraussetzung für die Must-Carry-Regelung
sei jedoch auch, dass der Anbieter über Abonnenten
verfüge. Die Gesellschaft Playmédia habe jedoch kei-
ne Abonnenten, ihr Dienst sei frei zugänglich und un-
entgeltlich. Der CSA räumte Playmédia nichtsdesto-
weniger Frist bis Ende 2013 zur Beendigung der Aus-
strahlung der Sender von France Télévisions auf ihrer
Website Play TV ein. „Diese Frist soll der Gesellschaft
Playmédia die Möglichkeit geben, ihre Aktivitäten in
Einklang mit dem Gesetz zu bringen. Gleichzeitig soll
diese Zeit genutzt werden, um die für die Ausstrah-
lung der öffentlich-rechtlichen Sender geltenden Vor-
aussetzungen derart auszuweiten, dass sie gegebe-
nenfalls eine Ausgleichszahlung von Seiten des Nutz-
nießers einer solchen Ausstrahlung beinhalten“, so die
Anmerkung des CSA. Die Gesellschaft Playmédia wird
somit aufgefordert, mit France Télévisions ein Han-
delsabkommen zu schließen, welches ihr erlaubt, die
Programme des öffentlich-rechtlichen Senders weiter-
hin auf ihrer Website zu verbreiten. Playmédia will die-
sen Beschluss akzeptieren und erklärte: „Vorbehaltlich
eines Einspruchs wird Play TV die Empfehlungen des
CSA, ein Abonnement-System einzuführen, befolgen“.
France Télévisions hat die Entscheidung des CSA, laut
der die Regulierungsbehörde es für wichtig hält, „dass
die Gesellschaft Playmédia bis Ende 2013 die Aus-
strahlung der von der Gesellschaft France Télévisions
herausgegebenen Dienste einstellt“, zur Kenntnis ge-
nommen. Der öffentlich-rechtliche Sender will jedoch
die bereits gegen Playmédia angestrengten Gerichts-
verfahren fortführen und „eine Bestrafung wegen Ver-
stoßes gegen die Rechte am geistigen Eigentum so-
wie wegen des daraus resultierenden parasitären Ver-
haltens erwirken“, so France Télévisions.

• CSA, décision n◦2013-555 du 23 juillet 2013 relative à un différend
opposant les sociétés Playmédia et France Télévisions (CSA-
Entscheidung Nr. 2013-555 vom 23. Juli 2013 zum Streit zwischen
den Gesellschaften Playmédia und France Télévisions)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16628 FR
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Illegales Herunterladen: Sanktion in Form ei-
ner Internetzugangssperre wird abgeschafft

Mit der Verordnung vom 8. Juli 2013 ist die Ministe-
rin für Kultur und Kommunikation, Aurélie Filipetti, den
Empfehlungen des im Mai 2013 der Regierung vorge-
legten Lescure-Berichts (siehe IRIS 2013-6/19) gefolgt
und hat Artikel R. 335-5-III des Code de la propriété
intellectuelle (Gesetz über das geistige Eigentum -
CPI) und damit die Sanktion in Form einer Internet-
zugangssperre für Personen abgeschafft, die es ver-
säumt haben, ihren Internetzugang zu sichern, sodass
Werke widerrechtlich über ihren Zugang heruntergela-
den werden können (siehe IRIS 2010-10/30, IRIS 2010-
9/24, IRIS 2010-1/23, IRIS 2009-7/20, IRIS 2008-10/15
und IRIS 2008-7/16).

Der als „grob fahrlässig“ eingestufte Verstoß sowie
die entsprechende Sanktion waren mit dem Gesetz
vom 12. Juni 2009 zur Einrichtung der Haute autorité
pour la diffusion des œuvres et la protection des droits
sur internet (Hohe Behörde zur Ausstrahlung von Wer-
ken und zum Schutz der Rechte im Internet - HAD-
OPI) eingeführt worden. Das in diesem Gesetz ver-
ankerte System der „abgestuften Erwiderung“ sieht
vor, dass die HADOPI der betroffenen Person, über de-
ren Internetzugang widerrechtlich Werke herunterge-
laden wurden, per E-Mail eine Verwarnung zukommen
lässt, in der sie auf ihre Sorgfaltspflicht sowie auf die
drohenden Sanktionen aufmerksam macht. Wird der
Internetnutzer nach dieser ersten Benachrichtigung
neuerlich einer Urheberrechtsverletzung verdächtigt,
erhält er von der Commission de protection des droits
de l’HADOPI (Kommission zum Schutz der Rechte der
HADOPI) per E-Mail sowie per Einschreiben eine wei-
tere Verwarnung . Seit Oktober 2010 wurden 200.000
derartige Verwarnungen versandt. Bei einem dritten
Verstoß gegen die Sorgfaltspflicht kann die Kommis-
sion beschließen, den Fall an den Staatsanwalt zu
übergeben, der ein Verfahren gegen den Internetnut-
zer anstrengen und die Angelegenheit an einen Rich-
ter weiterleiten kann. Die HADOPI hatte seit Oktober
2010 mehr als zwei Millionen E-Mails an Internetnut-
zer, über deren Internetzugang widerrechtlich Inhalte
heruntergeladen worden waren, versandt, eine Inter-
netzugangssperre jedoch in nur einem einzigen Fall
verhängt. So verurteilte das Polizeigericht von Mon-
treuil am 3. Juni 2013 einen Internetnutzer wegen „ei-
nes grob fahrlässigen und nicht hinreichend begrün-
deten Versäumnisses, seinen Internetzugang vor un-
befugter Nutzung zu sichern“ (Verstöße, die in den
Artikeln R. 335-5, L. 335-7-1 Abs. 2, L. 331-25 und
L. 335-7-1 Abs. 1 und 3 des CPI umschrieben und
dementsprechend geahndet werden). Der Betroffene
wurde in der Hauptstrafe zu einer Geldstrafe in Höhe
von EUR 600 verurteilt, als Zusatzstrafe wurde gegen
ihn eine 15-tägige Internetzugangssperre sowie das
Verbot verhängt, in diesem Zeitraum bei einem ande-
ren Anbieter einen vergleichbaren Vertrag zu schlie-
ßen.

Laut Verordnung vom 8. Juli 2013 soll zukünftig im
Falle eines grob fahrlässigen Verstoßes gegen die
Sorgfaltsplicht mit Blick auf den Internetzugang nur
noch ein Bußgeldbescheid der fünften Klasse (EUR
1.500) verhängt werden können. Allerdings sollen
Personen, die wegen einer Urheberrechtsverletzung
(contrefaçon) zu einer Gefängnisstrafe von drei Jah-
ren und einer Geldstrafe in Höhe von EUR 300. 000
(Höchststrafe gemäß Artikel L. 335-7 des CPI) verur-
teilt wurden, zusätzlich auch weiterhin mit einer ein-
jährigen Internetsperre bestraft werden können. Die
Verordnung vom 8. Juli 2013 „ist Teil eines umfassen-
deren Ansatzes im Rahmen der Abschaffung der HAD-
OPI“, so die Ministerin. Sie kündigte für Ende 2013/An-
fang 2014 einen Gesetzestext an, in dem die Über-
nahme der Aufgaben der HADOPI durch den Conseil
supérieur de l’audiovisuel (Rundfunkaufsichtsbehörde
- CSA) verankert sein soll. Letzterer wird dann für die
Umsetzung der neuen Maßnahmen zuständig sein. Ei-
ne weitere Aufgabe des CSA wird die Bekämpfung
kommerzieller Internetseiten sein, die illegales Herun-
terladen betreiben und der Öffentlichkeit Daten zur
Verfügung stellen, unabhängig davon, ob diese urhe-
berrechtlich geschützt sind oder nicht.

• Décret n◦2013-596 du 8 juillet 2013 supprimant la peine contraven-
tionnelle complémentaire de suspension de l’accès à un service de
communication au public en ligne et relatif aux modalités de trans-
mission des informations prévue à l’article L. 331-21 du code de la
propriété intellectuelle (Verordnung Nr. 2013-596 vom 8. Juli 2013
zur Abschaffung der Zusatzstrafe in Form einer Internetzugangssper-
re und zu den in Artikel L. 331-21 des Code de la propriété veranker-
ten Modalitäten der Datenübermittlung)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16626 FR
• Tribunal de Police de Montreuil, 3 juin 2013 - Min. public et la Hadopi
c. M.X. (Polizeigericht von Montreuil, 3. Juni 2013 - Staatsanwaltschaft
und Hadopi gegen M. X.) FR
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Hinterlegung von Filmen beim CNC muss in
digitaler Form und auf 35-mm-Filmrolle erfol-
gen

In seinem Urteil vom 28. Juni 2013 hat der Conseil
d’Etat (Staatsrat - oberstes Verwaltungsgericht) meh-
rere Klarstellungen zur Art und Weise der Hinterle-
gung von Filmen beim Centre national du cinéma et
de l’image animée (nationales Filmzentrum - CNC)
vorgenommen. Im vorliegenden Fall hatten zwei Pro-
duzentenverbände gegen die Bestimmungen von Ar-
tikel 13 der Verordnung vom 19. Dezember 2011 ge-
klagt. Besagter Artikel 13 sieht die Einführung eines
Artikels R. 132-28-1 im code du patrimoine (Gesetz
über das französische Kulturerbe) vor, demzufolge
Filmwerke beim CNC in zwei Ausführungen zu hinter-
legen sind: ein Exemplar in digitaler Form sowie ein
Exemplar auf 35-mm-Filmrolle.

Die Produzentenverbände klagten gegen die Ver-
pflichtung, ihre Filme, die sie heutzutage ausschließ-
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lich in digitaler Version produzieren, zusätzlich als
kostspieliges und empfindliches Silberbild-Exemplar
hinterlegen zu müssen. Sie forderten die Annullierung
der Verordnung vom 19. Dezember 2011 mit der Be-
gründung, die Verordnung sei im Hinblick auf die Be-
stimmungen aus Artikel L. 132-1 des Code du patri-
moine, der die von der Regulierungsinstanz festzule-
genden Voraussetzungen und Modalitäten der Hinter-
legung von Filmen auflistet, nicht einschlägig. In sei-
nem Urteil vom 28. Juni 2013 verwies der Staatsrat
darauf, dass nicht der CNC für die Kosten aufkommen
müsse, die sich aus der Hinterlegungsverpflichtung
ergeben, sondern die Filmproduzenten. Das Gericht
urteilte, es stehe der Regulierungsinstanz frei zu be-
stimmen, in welcher Form die Hinterlegung der Film-
werke zu erfolgen habe, damit die Konservierung der
Filme gewährleistet sei. Mit seiner Vorgabe, die digi-
talen Filmwerke auch als 35-mm-Film zu hinterlegen,
habe der CNC nicht gegen seine in Artikel L. 132-1 des
Code du patrimoine verankerte Zuständigkeit versto-
ßen. Ferner habe der Umstand, dass mit der Verord-
nung eine Verpflichtung geschaffen werde, die Kosten
hervorrufe, keine Besteuerung zur Folge. Das oberste
Verwaltungsgericht urteilte zudem, dass sich die Pro-
duzenten, die von vornherein ihre Werke auf Filmrolle
produzierten und diejenigen, die erst im Nachhinein
auf eigene Kosten eine Version des Films auf 35-mm-
Film anfertigen müssten, nicht in der gleichen Situa-
tion befänden. Der Gleichheitsgrundsatz widerspre-
che nicht dem Umstand, dass die Verpflichtungen, die
sich aus der strittigen Verordnung für die Produzenten
ergeben, an sich unterschiedlich seien. Zudem wür-
den heutzutage praktisch alle Filmwerke digital her-
gestellt, sodass, die Verpflichtung zur Hinterlegung
der Filme auf 35-mm-Filmrolle für alle Filmproduzen-
ten die gleiche Belastung darstelle, so die Schlussfol-
gerung des Staatsrates. Das vor Gericht eingebrach-
te Argument der Missachtung des Gleichheitsgrund-
satzes wurde somit als unbegründet zurückgewiesen
und der Antrag auf Annullierung der Verordnung ab-
gelehnt.

• Conseil d’Etat (10e sous-sect.), 28 juin 2013 - Association des pro-
ducteurs de cinéma et a., (Staatsrat (10. Unterabteilung), 28. Juni
2013 - Filmproduzentenverband u. a.) FR

Amélie Blocman
Légipresse

GB-Vereinigtes Königreich

Ofcom-Entscheidung über Lokalfernsehdien-
ste

Eine Reihe von Entscheidungen, die die Ofcom (Regu-
lierungsbehörde für den Kommunikationssektor) am
23. Juli 2013 veröffentlicht hat, hat die Art und Weise

verändert, wie lokale Programme, insbesondere Nach-
richten, von unabhängigen/kommerziellen Rundfunk-
lizenznehmern von „Channel 3“ in Großbritannien ver-
breitet werden.

Vorausgegangen war den Entscheidungen die Ankün-
digung der Ministerin für Kultur, Sport und Medien,
Maria Miller, die Anträge der derzeitigen Inhaber auf
Erneuerung der Lokalfernsehlizenzen nicht zu blockie-
ren, womit sie effektiv einer Verlängerung um zehn
Jahre zustimmte.

Aufgrund einer Konsultation mit den Lizenznehmern
zu verschiedenen Fragen im Zusammenhang mit der
Bereitstellung von Lokalfernsehen stimmte die Ofcom
einigen Punkten zu und lehnte andere ab.

Zunächst würde in England die Bereitstellung von ITV
auf stärker lokaler Basis durch eine Erhöhung der Zahl
der Regionen von 8 auf 14 erreicht. Die damit verbun-
denen Kosten würden durch Reduzierung der gefor-
derten Minutenzahl für Lokalnachrichten von 30 auf
20 Minuten pro Abend ausgeglichen. Die beiden größ-
ten Regionen - London und Nordwestengland - sind
von dieser Reduzierung nicht betroffen.

In Schottland wird die Ofcom eine umfangreichere Be-
reitstellung von Lokalfernsehdiensten in der Grenz-
region zwischen England und Schottland verlangen.
Dies soll durch zusätzliche 90 Minuten Regionalpro-
gramm als Ergänzung zu den 30 Minuten Nachrichten
erreicht werden, aber auch durch die Verpflichtung zu
gesonderten Sendungen in zwei Grenzregionen, so-
dass englische Zuschauer eigene Lokalangebote se-
hen können.

In Wales sollen die 30 Minuten für abendliche Nach-
richten erhalten bleiben, während tagsüber eine Re-
duzierung der Sendungen wie in den englischen Re-
gionen zulässig sein soll.

In Nordirland wurde der Antrag von UTV auf Redu-
zierung der Minuten für regionale nachrichtenfremde
Programme abgelehnt; der Lizenznehmer muss den
Dienst im derzeitigen Umfang aufrechterhalten.

Gleichzeitig kündigte die Ofcom an, die Verpflichtun-
gen im Rahmen der Lizenzierung von „Channel 5“
nicht zu verändern.

• Ofcom - Channel 3 and Channel 5: Statement of Programming Ob-
ligations - Amendments to obligations for Channel 3 and Channel 5
ahead of a new licensing period, 23 July 2013 (Ofcom-Entscheidungen
betreffend Channel 3 und Channel 5, 23. Juli 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16610 EN
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Ofcom verhängt Geldstrafe gegen TV-Sender
wegen Übertragung der Rede “Pflicht zum
Töten“ eines islamischen Gelehrten

Am 5. Juli 2013 hat die britische Regulierungsbe-
hörde für den Kommunikationssektor Ofcom (Office
of Communications) eine Geldstrafe von mehr als
GBP 100.000 gegen einen britischen TV-Sender ver-
hängt, nachdem dieser eine Lesung eines islamischen
Gelehrten ausgestrahlt hatte, in der der Gelehrte er-
klärte, Muslime hätten „die Pflicht“, jeden “zu töten“,
der den Propheten Mohammed beleidige.

Es wurde festgestellt, dass der in Manchester ansäs-
sige TV-Sender DM Digital gegen Vorschrift 3.1 des
Rundfunkkodexes verstoßen hatte, die besagt, dass
„Inhalte, die zu Verbrechen auffordern oder verleiten
oder zu Unruhen führen, nicht in Fernseh- oder Rund-
funkdiensten präsent sein dürfen”.

DM Digital strahlte das Programm „Rehmatul Lil Ala-
meen" am 9. Oktober 2011 aus. Darin wurde eine Le-
sung eines islamischen Pir (ein religiöser Gelehrter) in
Urdu live übertragen. Der Pir sprach über die Erschie-
ßung des Gouverneurs von Punjab, Salman Taseer,
der das pakistanische Blasphemiegesetz kritisiert hat-
te, dem zufolge jedem, der den Propheten Moham-
med beleidigt oder der Blasphemie verdächtigt wird,
potenziell die Todesstrafe droht.

Der Gelehrte äußerte sich vor den Zuschauern folgen-
dermaßen: „Gegrüßt seien diejenigen, die das paki-
stanische Blasphemiegesetz geschaffen haben, dem
zufolge jeder, der den Propheten beleidigt, verdient,
getötet zu werden - eine solche Person sollte beseitigt
werden“. Er fügte hinzu, es sei eine „Pflicht04046, die-
jenigen zu töten, die den Propheten Mohammed be-
leidigen“.

Die Ofcom schlussfolgerte, dass die Äußerungen des
Gelehrten durchaus dahingehen auszulegen seien,
dass dieser persönlich dafür plädiere, dass alle Mus-
lime die Pflicht hätten, Apostaten sowie diejenigen,
die den Propheten vermeintlich beleidigt hatten, an-
zugreifen oder zu töten.

Der TV-Sender DM Digital akzeptierte, dass er gegen
die Vorschrift 3.1 verstoßen hatte, erklärte in Stellung-
nahmen aber, dass es sich um eine Live-Lesung ge-
handelt habe, der Gelehrte nie zuvor derartige Ansich-
ten geäußert habe und der Sender deutlich Stellung
bezogen habe, indem er die Angelegenheit der Polizei
gemeldet habe.

Der Sender wurde mit einer Geldstrafe in Höhe von
GBP 85.000 belegt. Des Weiteren wurde er angewie-
sen, eine Stellungnahme auszustrahlen, in der die Er-
gebnisse der Untersuchung der Ofcom bekannt ge-
macht wurden; ihm wurde untersagt, das Programm
erneut auszustrahlen. Bei der Prüfung der Frage, ob

dem Sender DM Digital aufgrund der Schwere des Ver-
stoßes die Lizenz entzogen werden solle, berücksich-
tigte die Regulierungsbehörde Artikel 9 und 10 des
britischen Human Rights Act von 1998 (Gedankenfrei-
heit und das Recht auf freie Meinungsäußerung) und
entschied, dass es unverhältnismäßig sei, dem Sen-
der die Lizenz zu diesem Zeitpunkt zu entziehen. Auf-
grund früherer Probleme bei der Einhaltung der Vor-
schriften kündigte die Ofcom an, sie were DM Digital
überwachen und plane einen Besuch des Senders, um
sein Verständnis für die Einhaltung der Vorschriften zu
verbessern und die Überwachung fortführen.

Der Sender wurde auch für zwei weitere Programme
kritisiert, die laut Ofcom eine „einseitige Sichtweise“
der politischen Gewalt in Karatschi zeigten und kri-
tische Äußerungen des Geschäftsführers und Leiters
des Senders, Dr. Liaqat Malik, herausgriffen.

Die am 25. November 2011 und am 4. Dezember
2011 ausgestrahlten Programme erhobenen Anschul-
digungen gegen die Regierungspartei in der pakistani-
schen Provinz Sindh, die Muttahidi Qaumi-Bewegung
(MQM), die NATO und die US-Regierung, ohne alterna-
tive Standpunkte zu präsentieren. Zudem äußerte Dr.
Malik Ansichten zur Koalitionsregierung in Pakistan,
was laut Ofcom als politisch und für die Branche kon-
trovers einzustufen ist.

Aufgrund der Verstöße gegen Vorschrift 5.4 (aus-
schließliche Darstellung der Ansichten der den Dienst
bereitstellenden Person) und Vorschrift 5.5 (angemes-
sene Objektivität), wurde eine Geldstrafe in Höhe von
GBP 20.000 gegen den Sender verhängt.

• Ofcom’s Findings on Rehmatul Lil Alameen and POAF (Feststellun-
gen der Ofcom in Bezug auf Rehmatul Lil Alameen und POAF)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16619 EN
• Sanctions: Rehmatul Lil Alameen, 5 July 2013 (Strafen: Rehmatul Lil
Alameen, 5. Juli 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16620 EN
• Sanctions: POAF, 5 July 2013 (Strafen: POAF, 5. Juli 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16621 EN
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Änderungen im Urheberrecht in Bezug auf
verwaiste Werke

Am 25. April 2013 hat Artikel (Abschnitt) 77 des En-
terprise and Regulatory Reform Act 2013 (Gesetz zu
Unternehmen und Reform des Regulierungssystems
2013) Königliche Zustimmung erhalten (trat in Kraft).
Darin wird ein neuer Artikel 116A zum Copyright, Desi-
gns and Patents Act 1988 (Gesetz über Urheberrecht,
Muster und Patente 1988) eingeführt, der als Grund-
lage für weitere Rechtsvorschriften zur Regelung von
Status und Verwertung verwaister Werke dient. Ein
verwaistes Werk liegt dann vor, wenn der Autor oder
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der Urheber des Urheberrechts nicht ermittelt oder
nicht ausfindig gemacht werden kann oder wenn un-
gewiss ist, ob das Material unter das Urheberrecht
fällt.

Folgende wesentliche Bestimmungen resultieren aus
Artikel 116A:

- Ein Werk wird nicht als verwaistes Werk angese-
hen, sofern keine sorgfältige Suche durchgeführt wird,
um den tatsächlichen Rechteinhaber zu ermitteln und
ausfindig zu machen.

- Die Definition von sorgfältiger Suche wird in Rege-
lungen festgelegt, die noch zu entwickeln sind.

- Lizenzen, die einer Partei zur Nutzung oder Verwer-
tung eines verwaisten Werkes durch eine andere ge-
währt wird, können nicht auf einer exklusiven Grund-
lage vergeben werden.

- Die Person oder die Institution, die zur Vergabe einer
Lizenz eines verwaisten Werkes befugt ist, kann nicht
gleichzeitig in den Nutzen einer Lizenz kommen.

Nach einer anschließenden Konsultation werden Re-
gelungsentwürfe vorbereitet. Der Zeitplan für die Be-
ratung, die Dauer der Beratung und die endgültige
Umsetzung der Regelungen ist noch festzulegen.

Des Weiteren ist zu beachten, dass die EU-Richtlinie
über verwaiste Werke (2012/28/EU, siehe IRIS 2012-
10/1), die noch in britisches Recht umzusetzen ist, für
Institutionen wie öffentliche Bibliotheken, Bildungs-
einrichtungen, Museen und Archive gelten wird. Insti-
tutionen dürfen ein verwaistes Werk lediglich nutzen,
um ihre im Gemeinwohl liegenden Aufgaben zu erfül-
len; die erhobenen Gebühren dürfen lediglich den Ko-
sten für das Kopieren des Materials oder für die öf-
fentliche Bereitstellung entsprechen. Verwaiste Wer-
ke können nicht gewerblich verwertet werden, obwohl
die Bestimmungen des Enterprise and Regulatory Re-
form Act von 2013 eine solche Verwertung zulassen.

Eine weitere aus dem Enterprise and Regulatory Re-
form Act von 2013 resultierende Besonderheit ist ein
neuer Artikel 116B zum Copyright, Designs and Pa-
tents Act 1988 (Gesetz über Urheberrecht, Muster und
Patente von 1988). Letzteres gestattet Verwertungs-
gesellschaften wie etwa der Musikverwertungsgesell-
schaft Performing Rights Society, die weder Inhaber
eines Werks sind noch über die Genehmigung des Au-
tors des Werkes verfügen, dieses zu lizenzieren. Die-
ser Mechanismus ist als erweitertes Sammellizenzie-
rungssystem bekannt. Es wird ein Optionsrecht ein-
geführt, wobei dieses im Rahmen dieses Verfahrens
nicht obligatorisch genutzt werden muss. Der Bestim-
mung liegt der Grundgedanke einer Erweiterung der
Lizenzierungsmöglichkeiten für urheberrechtlich ge-
schützte Werke und für verwaiste Werke zugrunde,
wodurch die wirtschaftlichen Möglichkeiten zwischen
den verschiedenen Verwertungsgesellschaften erwei-
tert werden.

• Enterprise and Regulatory Reform Act 2013 (Gesetz zu Unterneh-
men und Reform des Regulierungssystems von 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16618 EN
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Punktebasierte Kulturtests für Steuerbefrei-
ung eingeführt

Am 13. August 2013 sind die Cultural Test (Television
Programmes) Regulations 2013 (Regelungen zu Kul-
turtests [für Fernsehprogramme] 2013) in Kraft ge-
treten. Die Regelungen sehen punktebasierte „Kul-
turtests“ für drei Gattungen von Fernsehprogrammen
vor: Fernsehspiele, Dokumentationen und Animati-
onsfilme.

Mit den Tests soll festgestellt werden, ob ein Pro-
gramm nach Teil 15A des Corporation Tax Act (Kör-
perschaftssteuergesetz) 2009 (eingefügt durch den Fi-
nance Act [Finanzgesetz] 2013) vom zuständigen Mi-
nisterium als „britisches Programm“ zertifiziert wer-
den kann.

Die Zertifizierung als britisches Programm ist Voraus-
setzung für eine Fernsehsteuerbefreiung im Rahmen
dieses Gesetzes. Mit ihr kann die britische Produkti-
onsgesellschaft eine Steuergutschrift von bis zu 25 %
der britischen Kernausgaben erhalten.

Die Tests und die Punkte beziehen sich auf den Schau-
platz, den Inhalt, die Sprache und auf britische Kultu-
raspekte des Programms, ferner auf den Ort, an dem
bestimmte Arbeiten zu dem Programm durchgeführt
werden, sowie auf den Wohnsitz oder die Nationali-
tät des an der Herstellung des Programms beteiligten
Personals.

Ein Projekt besteht den Kulturtest, wenn es minde-
stens 16 der 31 möglichen Punkte erhält. Allerdings
müssen sich die Punkte auf die verschiedenen Rubri-
ken verteilen, da ein Projekt den Test andernfalls allein
aufgrund der Sprache, des Arbeitsorts oder des Perso-
nals bestehen könnte.

• Cultural Test (Television Programmes) Regulations 2013 (Regelun-
gen zu Kulturtests [für Fernsehprogramme] 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16611 EN

David Goldberg
deeJgee Research/ Consultancy

IRIS 2013-8 17

http://merlin.obs.coe.int/cgi-bin/show_iris_link.php?language=de&iris_link=2012-10/1&id=14403
http://merlin.obs.coe.int/cgi-bin/show_iris_link.php?language=de&iris_link=2012-10/1&id=14403
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16618
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16611


Neuer proaktiver Ansatz zur Ermittlung von
Kinderpornographie

Am 18. Juni 2013 hat das britische Ministerium für Kul-
tur, Medien und Sport eine Vereinbarung mit der In-
ternetbranche bekannt gegeben, wonach die Internet
Watch Foundation, eine Selbstregulierungsorganisati-
on, aktiv nach Darstellungen von Kindesmissbrauch
im Internet suchen wird.

Die Internet Watch Foundation (IWF) wurde 1996
durch die Internetbranche gegründet. Internetnut-
zer melden ihr Darstellungen sexuellen Missbrauchs
von Kindern; sie stellt der Internetbranche einen
Informations- und Entfernungsdienst (‚notice and ta-
kedown’) zur Verfügung, der Internetdiensteanbie-
ter und Hosting-Unternehmen über diese Inhalte in
Kenntnis setzt, so dass sie entfernt werden können.
Die britische Ministerin für Kultur organisierte ein
Gipfeltreffen der führenden Internetdiensteanbieter
(Virgin Media, BskyB und TalkTalk), Suchmaschinen-
Betreiber (darunter Google und Yahoo), Mobilfunkbe-
treiber und Social Media-Unternehmen (darunter Fa-
cebook und Twitter). Darin wurde vereinbart, dass die
IWF einen proaktiven Ansatz verfolgen und nach ille-
galen Darstellungen von Kindesmissbrauch im Inter-
net suchen werde. Dabei wird sie eng mit dem Child
Exploitation and Online Protection Centre (CEOP)
(Zentrale gegen den Missbrauch von Kindern und für
den Schutz von Kindern im Internet) zusammenarbei-
ten. Letztere ist in der Serious Organised Crime Agen-
cy (SOCA) (Behörde für schwere und organisierte Kri-
minalität) der britischen Polizei angesiedelt und auf
die Bekämpfung von Kinderpornographie spezialisiert.

Die vier führenden Internetdiensteanbieter erklärten
sich bereit, eine Million britische Pfund für die Finan-
zierung des neuen proaktiven Ansatzes zur Verfügung
zu stellen und somit die Generierung und Verbreitung
von Darstellungen des sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern im Internet zu bekämpfen. Alle anwesenden
Unternehmen unterzeichneten eine "Null Toleranz-
Erklärung" in Bezug auf Darstellungen des sexuellen
Missbrauchs von Kindern. Des Weiteren wurde ver-
einbart, dass alle Anbieter "Splash-Seiten" einführen,
durch die eine Warnmeldung angezeigt wird, aus der
hervorgeht, dass auf der betreffenden Seite anstößige
oder illegale Inhalte zu sehen sein können, sobald je-
mand versucht, auf eine durch die IWF gesperrte Seite
zuzugreifen.

Auf Grund dieses Verfahrens braucht die IWF nicht
mehr auf Meldungen über illegale Inhalte zu war-
ten. Sie schätzt, dass eine Million Bilder von Kindes-
missbrauch im Internet existieren, erhält jedoch le-
diglich 40.000 entsprechende Hinweise pro Jahr. Die
Zusammenarbeit mit der CEOP wird zudem eine wirk-
samere Strafverfolgung der Täter fördern.

Auch eine Reihe weiterer Mittel zum Schutz von Kin-
dern wurde auf Fortschritte überprüft. Dabei wurde

festgestellt, dass die vier größten Diensteanbieter al-
len Neukunden inzwischen die Möglichkeit bieten, sich
aktiv für die Elternkontrolle zu entscheiden; dass die
wichtigsten WLAN-Anbieter an öffentlichen Orten fa-
milienfreundliches WLAN zur Verfügung stellen wer-
den; dass die wichtigsten Diensteanbieter sich ver-
pflichtet haben, bis zum Jahresende eine Elternkon-
trolle für das Netzwerk zuhause bereitzustellen; und
dass Kunden per E-Mail und Rechnung über solche
Kontrollen informiert werden. Weitere Treffen werden
in Zukunft zu weiteren Fortschritten beitragen.

• Department for Culture, Media and Sport, ‘Tacking illegal images
- new proactive approach to seek out child sexual abuse content’,
Press Release 18 June 2013 (Ministerium für Kultur, Medien und Sport,
"Bekämpfung illegaler Bilder - Neuer proaktiver Ansatz zur Ermittlung
von Inhalten, in denen sexueller Missbrauch von Kindern dargestellt
wird", Pressemitteilung vom 18. Juni 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16658 EN

Tony Prosser
School of Law, University of Bristol

GE-Georgien

Änderungen zum Rundfunkgesetz

Am 12. Juli 2013 hat das georgische Parlament das Ve-
to des Präsidenten zu einem Novellierungsvorschlag
zum Rundfunkgesetz überstimmt, in der Maßnahmen
für größere finanzielle Transparenz bei Rundfunkver-
anstaltern, Reformen der Regeln für die Zusammen-
setzung des Kuratoriums der öffentlich-rechtlichen
Fernsehanstalt und eine Änderung des Status von Ad-
jara TV in den eines öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstalters vorgesehen sind.

Die Einwände des Präsidenten gegen die ursprüng-
lich am 31. Mai 2013 vom Parlament verabschiede-
te Vorlage betrafen in erster Linie eine Bestimmung,
die der Legislative das Recht einräumt, das Kuratori-
um des georgischen öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstalters (GPB) abzuberufen, sollte dieser in ei-
ne problematische Haushaltslage geraten oder seine
inhaltlichen Prioritäten bei der Programmgestaltung
nicht einhalten.

Während nach den bestehenden Vorschriften der Prä-
sident jeweils drei Kandidaten für jeden der 15 Ku-
ratoriumssitze benennt und das Parlament dann je-
weils einen dieser drei Kandidaten bestätigt, sehen
die Änderungen darüber hinaus eine Verringerung des
Kuratoriums auf neun Mitglieder vor, die für jeweils
sechs Jahre ernannt werden. Die Novelle schließt zu-
dem den Präsidenten von der Auswahl der Kuratori-
umsmitglieder aus. Nach den neuen Vorschriften sind
drei Mitglieder von der Mehrheitsfraktion im Parla-
ment und drei von den Minderheitsfraktionen und von
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unabhängigen Abgeordneten zu nominieren. Zwei Ku-
ratoriumsmitglieder werden vom Ombudsmann in ei-
nem Wettbewerbsverfahren ausgewählt, während ein
weiteres Mitglied vom lokalen gesetzgebenden Organ
der autonomen Republik Adscharien (Adjara) nomi-
niert wird.

Die verabschiedete Vorlage sieht eine Reform von
Adjara TV vor, die dem Sender den Status eines
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalters verleiht
und ihn rechtlich und finanziell an den georgischen
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter GPB an-
bindet. Die Vorlage schlägt vor, Mittel für die Tätigkeit
von Adjara TV aus dem GPB-Budget zuzuweisen; der
Betrag sollte mindestens 15 % des Jahresbudgets von
GPB ausmachen.

Gemäß der Vorlage sollte das GPB-Jahresbudget min-
destens 0,14 % anstatt der gegenwärtigen 0,12 % des
Vorjahres- BIP des Landes betragen.

Die Vorlage sieht Maßnahmen vor, die Finanzen von
Rundfunkveranstaltern transparent zu gestalten, in-
dem Inhaber von Rundfunklizenzen verpflichtet wer-
den, ihre Vermögensverhältnisse zu veröffentlichen.

Zudem verpflichtet die Vorlage Kabelnetzbetreiber
dazu, alle georgischen Fernsehkanäle mit neuen Pro-
grammen zu übertragen. Diese Vorschrift trat im Juni
2012 in Kraft, galt jedoch lediglich für 60 Tage vor den
Parlamentswahlen. Wenngleich nicht länger rechts-
verbindlich, blieb diese Vorschrift nach den Wahlen im
Oktober 2012 de facto in Kraft.

Der Novellierungsvorschlag wurde von einem Exper-
ten des Büros der OSZE-Beauftragten für die Medien-
freiheit überprüft.

• Analysis of proposed amendments to the Law of Georgia “On Broad-
casting" (Analyse der vorgeschlagenen Änderungen zum georgischen
Rundfunkgesetz)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16592 EN
• [U+10DB][U+10D0][U+10E3][U+10EC][U+10E7][U+10D4][U+10D1][U+10DA][U+10DD][U+10D1][U+10D8][U+10E1]
[U+10E8][U+10D4][U+10E1][U+10D0][U+10EE][U+10D4][U+10D1]“
[U+10E1][U+10D0][U+10E5][U+10D0][U+10E0][U+10D7][U+10D5][U+10D4][U+10DA][U+10DD][U+10E1]
[U+10D9][U+10D0][U+10DC][U+10DD][U+10DC][U+10E8][U+10D8]
[U+10EA][U+10D5][U+10DA][U+10D8][U+10DA][U+10D4][U+10D1][U+10D8][U+10E1]
[U+10E8][U+10D4][U+10E2][U+10D0][U+10DC][U+10D8][U+10E1]
[U+10D7][U+10D0][U+10DD][U+10D1][U+10D0][U+10D6][U+10D4]

(Novellierungsgesetz zum Rundfunkgesetz Nr. 833) KA

Andrei Richter
Journalistische Fakultät, Staatsuniversität Moskau

HR-Kroatien

Neue Vorschriften zu Gebührenhöhe und
Zahlungsarten

Am 10. Juli 2013 hat der Rat für elektronische Medi-
en nach Abschluss von Konsultationen mit Interessen-
trägern und der Öffentlichkeit neue Vorschriften zur

Höhe der Lizenzgebühren und der Zahlungsarten ver-
abschiedet (siehe IRIS 2006-5/25).

Die frühere Verpflichtung zur Zahlung einer Lizenzge-
bühr stützte sich ausschließlich auf die Anzahl der Ein-
wohner im Sendegebiet und reichte von HRK 2.600
(ca. EUR 350) bis HRK 150.000 (ca. EUR 19.900)
für Hörfunkveranstalter bzw. von HRK 5.200 (ca.
EUR 700) bis HRK 450.000 (ca. EUR 59.960) für Fern-
sehveranstalter.

Die neuen Vorschriften sehen vor, dass die jährlichen
Lizenzgebühren aus einem fixen und einem variablen
Teil bestehen.

- Der fixe Teil beläuft sich auf HRK 500 (ca. EUR 70)
je 50.000 Einwohner, wobei dieser Betrag gleichzeitig
die jährliche Mindestlizenzgebühr darstellt.

- Der variable Teil der Gebühr beträgt 0,15 % der
Gesamtbruttoeinnahmen, die Mediendiensteanbieter
aus der Bereitstellung von Fernsehen, Hörfunk und
sonstigen Mediendiensten im Vorjahr erzielt haben
und die HRK 5.000.000 (EUR 667.430) übersteigen.

Nichtkommerzielle Hörfunk- und Fernsehveranstalter
müssen 50 % des fixen Teils sowie 50 % des variablen
Teils der jeweiligen verlangten Lizenzgebühr entrich-
ten.

• Vijeće za elektroničke medije - Pravilnik o visini i načinu plaćanja
naknada (Vorschriften zu Gebührenhöhe und Zahlungsarten, Amts-
blatt 93, 19. August 2013) HR

Nives Zvonarić
Agentur für elektronische Medien (AEM), Zagreb

HU-Ungarn

Neue Kriterien für die Nominierung und Er-
nennung des Präsidenten der Medienbehör-
de

Am 5. Juli 2013 hat das ungarische Parlament eine
Novellierung des Gesetzes CLXXXV von 2010 über
Mediendienste und Massenmedien verabschiedet. Die
Novelle, die am 1. August 2013 in Kraft trat, ändert
die Voraussetzungen für die Nominierung und Ernen-
nung des Präsidenten der Nemzeti Média és Hírközlé-
si Hatóság (Nationale Medien- und Informations- und
Kommunikationsbehörde - NMHH). Danach wird der
Präsident der NMHH als konvergenter Regulierungs-
behörde für den I+K- und den Mediensektor gleich-
zeitig für den Vorsitz des Medienrats nominiert, der
Entscheidungen zur Überwachung der Mediendienste
und des Medienmarkts trifft. Daher hat die Novel-
lierung auch unmittelbaren Einfluss auf die Überwa-
chung des Mediensystems selbst. Um Vorsitzender
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des Medienrats zu werden, muss der Präsident der
NMHH im Parlament von einer Zweidrittelmehrheit un-
terstützt werden.

Im März 2013 hatte das Parlament die Regeln für
die Nominierung des Präsidenten der NMHH geän-
dert. Dabei ging es darum, die Regelungen des Ver-
trags zwischen dem Europarat und der ungarischen
Regierung in das Medienrecht umzusetzen. Ziel dieses
Vertrags war es, einige kritische Aspekte der ungari-
schen Mediengesetze an die vom Europarat geäußer-
ten Erwartungen anzupassen. Ein entscheidendes Ele-
ment des Vertrags und der resultierenden Änderung
vom März 2013 war die Einführung strengerer fachli-
cher Auswahlkriterien für Kandidaten für die NHMM-
Präsidentschaft. Neben einem Hochschulabschluss in
Jura, Wirtschaft oder Sozialwissenschaften müssen die
Kandidaten mindestens fünf Jahre Erfahrung „im Be-
reich der öffentlichen Überwachung von Mediendien-
sten oder Presseprodukten oder der öffentlichen Über-
wachung von Information und Kommunikation“ auf-
weisen oder alternativ einen wissenschaftlichen Ab-
schluss im Bereich Medien oder Information und Kom-
munikation und mindestens zehn Jahre Erfahrung im
Hochschulbereich haben.

Das Gesetz musste früher als erwartet angewandt
werden, nachdem im April 2013 die im Jahr 2010
für eine Amtszeit von neun Jahren ernannte NMHH-
Präsidentin Annamária Szalai nach schwerer Krank-
heit verstorben war. Für die Suche nach einem Nach-
folger gelten die kürzlich verschärften fachlichen An-
forderungen.

Der NMHH-Präsident muss daher auf Vorschlag des
Ministerpräsidenten vom Präsidenten der Republik er-
nannt werden. Der Europarat empfahl zudem die Ein-
beziehung von zivilgesellschaftlichen Organisationen
und Berufsverbänden in den Auswahlprozess. Der Mi-
nisterpräsident muss die Vorschläge solcher Organi-
sationen dem Gesetzestext zufolge zwar „berücksich-
tigen“, ist aber keineswegs daran gebunden.

Eine genaue Frist für den Nominierungsprozess sehen
die Vorschriften nicht vor. Dieser Mangel trug zur ak-
tuellen Situation bei: Mehrere vom Gesetz ermäch-
tigte Organisationen Kandidaten vorschlugen, die die
fachlichen Kriterien erfüllen, doch der Ministerpräsi-
dent hat bislang keinen Kandidaten nominiert. Das
Gesetz lässt also eine Verzögerungstaktik in Abhän-
gigkeit von der politischen Eignung der Kandidaten zu.

Im Mai 2013 ergriff der Minister für öffentliche Ver-
waltung und Justiz rechtliche Maßnahmen und bat
das Verfassungsgericht um eine Auslegung der No-
velle vom März 2013. Der Minister äußerte in sei-
ner Anfrage Zweifel daran, dass das Parlament be-
fugt war, fachliche Anforderungen an den Präsiden-
ten der NMHH zu beschließen, obwohl diese in der
ungarischen Verfassung als autonome Regulierungs-
behörde bezeichnet wird. Weiter forderte der Minister
eine Entscheidung des Gerichts dazu, wie weit der Er-
messensspielraum des Gesetzgebers bei der Regulie-
rung von Auswahlkriterien reicht. Darüber hinaus for-

derte er das Gericht auf, den Inhalt der vom Gesetz
vorgeschriebenen fachlichen Auswahlkriterien zu in-
terpretieren und insbesondere zu klären, ob frühere
Erfahrungen, die jemand als mit Medienfragen befas-
ster Rechtsanwalt oder Richter oder über die Mitglied-
schaft im Parlamentsausschuss für Medienangelegen-
heiten gesammelt hat, als öffentliche Überwachungs-
tätigkeit einzustufen sind. Das Gericht befand, dass
letztere Fragen nicht in seine Zuständigkeit für die
Prüfung der Verfassungsmäßigkeit fallen. Zum Ermes-
sensspielraum des Parlaments erklärte es, die genau-
en fachlichen Kriterien für die NMHH-Präsidentschaft
könnten gesetzlich geregelt werden.

Später verabschiedete das Parlament ein Gesetz, das
die Befugnis, Dekrete zu erlassen, vom Präsidenten
auf den Vizepräsidenten der NMHH überträgt, wenn
der Präsident dies vor dem Ende seiner Amtszeit nicht
getan hat. Die Befugnis des Präsidenten, Dekrete zu
erlassen, betrifft ausschließlich der Bereich der Infor-
mation und Kommunikation und nicht den Mediensek-
tor. In Bezug auf Information und Kommunikation ent-
hält das Gesetz über elektronische Information und
Kommunikation derzeit eine Liste mit 30 Punkten, die
den Umfang der Befugnis des Präsidenten, Dekrete
zu erlassen, umschreiben. Die Übertragung dieser Zu-
ständigkeit auf den Vizepräsidenten sollte vermutlich
für eine längere Arbeitsfähigkeit in Situationen sor-
gen, in denen die NMHH ohne Präsident operiert.

Der Präsident der Republik unterzeichnete die Novel-
le jedoch nicht, sondern verwies sie zur erneuten Prü-
fung an das Parlament zurück. Nach seiner Einschät-
zung verletzt die Novelle die grundgesetzliche Be-
stimmung, wonach der Leiter einer autonomen Regu-
lierungsbehörde wie der NMHH in Bezug auf seine Be-
fugnis, Dekrete zu erlassen, nicht „durch einen Stell-
vertreter ersetzt werden darf, den er zuvor per Dekret
nominiert hat“.

Daraufhin verabschiedete das Parlament die Novellie-
rung des Mediengesetzes, die den früheren Vertrag
mit dem Europarat außer Kraft setzte und die fachli-
chen Kriterien für die Auswahl des NMHH-Präsidenten
aufweichte. Künftig wird jeder Hochschulabschluss zur
Erfüllung der gesetzlich festgelegten Kriterien ausrei-
chen. Zudem wurde mit der Novellierung der Bereich
der relevanten Erfahrungen in der öffentlichen Über-
wachung auf die Positionen der Leiter und fachlichen
Mitarbeiter der aktuellen und der früheren Medien-
und Informations -und Kommunikationsbehörde er-
weitert. Entsprechende richterliche und andere juristi-
sche Aktivitäten sowie die Mitgliedschaft in aktuellen
oder früheren Gremien zur Medienüberwachung rei-
chen aus. Dadurch wurde der Kreis möglicher Kandi-
daten stark erweitert.

Am 14. August 2013 nominierte der Ministerpräsident
Monika Kalas als Präsidentin der NMHH.

• 2010. évi CLXXXV. törvény a médiaszolgáltatásokról és a tömeg-
kommunikációról (Gesetz CLXXXV von 2010 über Mediendienste und
Massenmedien (konsolidierte Fassung))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16638 HU
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• KIMlXX-AJFO/96812013 (Antrag der Regierung an das Verfassungs-
gericht bezüglich der Auslegung des Mediengesetzes)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16598 HU
• 2013.06.25. Közlemény az Alaptörvény 23. cikk (2) bekezdésé-
nek értelmezéséről (Mitteilung des Verfassungsgerichts bezüglich der
Auslegung des Mediengesetzes)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16599 HU

Gábor Polyák
Mertek Media Monitor

IE-Irland

Überprüfung der Finanzierung des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks wurde
veröffentlicht

Am 18. Juli 2013 hat die irische Rundfunkbehör-
de (BAI) ihre Überprüfung der Finanzierung der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter RTÉ und
TG4 für die nächsten fünf Jahre veröffentlicht. In dem
Bericht formulierte die BAI Empfehlungen im Hinblick
auf die künftige Höhe und Verwendung öffentlicher
Mittel, darunter die erforderlichen Verfahren, durch
die gewährleistet werden soll, dass die Finanzierung
hinreichend und angemessen nachgewiesen wird.

Gemäß Artikel 124 Abs. 8 des Rundfunkgesetzes von
2009 ist die BAI verpflichtet, eine Überprüfung der
Angemessenheit bzw. Unangemessenheit der staat-
lichen Förderung durchzuführen, um den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkveranstaltern die Erfüllung ihres
öffentlich-rechtlichen Auftrags zu ermöglichen. Eine
solche Finanzierungsüberprüfung muss mindestens
alle fünf Jahre erfolgen. Im Rahmen des Prüfungsver-
fahrens berücksichtigte die BAI die detaillierten Ko-
stenaufstellungen der Sender für die nächsten fünf
Jahre sowie einen bei dem Beratungsunternehmen
Crowe Horwath in Auftrag gegebenen Bericht.

Im Zuge der Überprüfung wurde festgestellt, dass RTÉ
mehr öffentliche Fördermittel benötigt, um Investi-
tionen in die Programmerstellung zu gewährleisten.
Die BAI empfiehlt, die Rundfunkgebühren als Mittel
zur Finanzierung nicht zu erhöhen. Für jede Erhö-
hung der Finanzierung sind weitere Kostensenkungen
durch RTÉ Voraussetzung; eine Erhöhung sollte mög-
lichst über den unabhängigen Produktionsbereich ge-
leitet werden. In der Überprüfung wird zudem ein Aus-
gleich in Bezug auf das Verhältnis zwischen Gebühren-
und Werbe-Finanzierung von RTÉ empfohlen. Bezüg-
lich TG4 empfiehlt die BAI, den derzeitigen Stand der
Finanzierung beizubehalten.

Weitere wichtige Empfehlungen umfassen den Vor-
schlag für eine senderübergreifende Änderung des
Rahmens für den Werbeumfang. Derzeit gelten drei

unterschiedliche Verfahren zur Feststellung der Be-
grenzung der Gesamtwerbezeit (siehe IRIS 2010-
1/29). Aus der Überprüfung wurde folgende Empfeh-
lung entwickelt: Die BAI soll weiterhin für die Festset-
zung der Werbezeit für alle Rundfunkveranstalter zu-
ständig sein, wobei als Vorbehalt die Zustimmung des
Ministers für sämtliche Änderungen eingefordert wer-
den kann, wenn dies als erforderlich betrachtet wird.

Gemäß dem Rundfunkgesetz von 2009 wurden der
Bericht und die Empfehlungen dem Minister für Kom-
munikation, Energie und Naturressourcen zur Stel-
lungnahme durch die Regierung vorgelegt. Der Mini-
ster und die Regierung äußerten sich positiv zur Über-
prüfung. Die BAI hat mittlerweile die Vorbereitungen
für einen Plan zur Umsetzung der Empfehlungen ein-
geleitet.

• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), Five-year Review of Pu-
blic Funding: Authority Recommendations, June 2013 (Irische Rund-
funkbehörde (BAI), fünfjährliche Überprüfung der staatlichen Finan-
zierung: Empfehlungen der Behörde, Juni 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16612 EN
• Crowe Horwath, Final Report to the BAI: Review of Funding for Public
Service Broadcasters, 23 May 2013 (Crowe Horwath, Abschlussbe-
richt für die BAI: Finanzierungsüberprüfung für öffentlich-rechtliche
Rundfunkveranstalter, 23. Mai 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16613 EN
• Government Response to the Five-year Review of Funding for Pu-
blic Service Broadcasters (Stellungnahme der Regierung zur fünfjähr-
lichen Finanzierungsüberprüfung für öffentlich-rechtliche Rundfunk-
veranstalter)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16614 EN

Damien McCallig
School of Law, National University of Ireland, Galway

Neue Rundfunkleitlinien für Berichterstat-
tung über Referenden

Am 8. August 2013 hat die Broadcasting Authority
of Ireland (irische Rundfunkbehörde - BAI) Leitlinien
für die Berichterstattung über Referenden veröffent-
licht. Die Leitlinien enthalten Regeln, die alle irischen
Rundfunkveranstalter bei der Berichterstattung über
die bevorstehenden Referenden über die Abschaffung
des Seanad Éireann (Oberhaus des Parlaments) und
die Schaffung eines neuen Berufungsgerichts einhal-
ten müssen. Beide Referenden sollen am 4. Oktober
2013 stattfinden.

Regel 27 des BAI Code of Fairness, Objectivity and
Impartiality in News and Current Affairs (BAI-Kodex
für Fairness, Objektivität und Unparteilichkeit in Nach-
richten und aktuellen Berichten) sieht vor, dass Rund-
funkveranstalter Leitlinien und Verhaltensregeln für
die Berichterstattung über Wahlen und Referenden
einhalten müssen (siehe IRIS 2013-5/32). Die Leitli-
nien ersetzen den BAI Broadcasting Code on Refe-
renda and Election Coverage (BAI-Rundfunkkodex zur
Berichterstattung über Referenden und Wahlen) und
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entsprechen in etwa der bestehenden Praxis und dem
früheren Kodex.

Der aktualisierte Kodex trägt den Anforderungen des
Referendum Act (Referendumsgesetz) von 1998 und
von Paragraph 41(6) des Broadcasting Act (Rundfunk-
gesetz) von 2009 Rechnung, indem er klarstellt, dass
Werbung, die auf Verlangen der Referendum Com-
mission ausgestrahlt wird, nicht unter das allgemei-
ne Verbot politischer Werbung fällt (siehe IRIS 2004-
8/23). Parteipolitische Sendungen sind zulässig, und
die Rundfunkveranstalter müssen sicherstellen, dass
beide Seiten in solchen Sendungen gleich viel Sende-
zeit erhalten.

Neben der gleichmäßigen Verteilung der Sendezeit in
parteipolitischen Sendungen gibt es keine Vorschrift,
wonach bei Referenden beide Seiten absolut gleich
viel Sendezeit erhalten müssen. Nach den Leitlinien
müssen Rundfunkveranstalter sicherstellen, dass die
Verteilung der Sendezeit gegenüber allen betroffenen
Interessen gerecht und fair ist und transparent erfolgt,
wobei gleich viel Sendezeit nicht das einzige Kriterium
für Fairness darstellt.

So ist es nach den neuen Leitlinien für Personen, die in
Referendumsinteressen involviert sind, darunter ge-
wählte Vertreter, Parteimitglieder, Mitglieder zivilge-
sellschaftlicher Gruppen und Personen, die für ein be-
stimmtes Ergebnis eines Referendums eintreten oder
werben, unangemessen, während des Zeitraums ei-
ner Kampagne Programme zu moderieren. Die Kam-
pagne begann am 8. August 2013, an dem die Leitli-
nien in Kraft traten, und endet mit der Schließung der
Abstimmungslokale.

Das Moratorium für die Berichterstattung der Rund-
funkveranstalter über ein Referendum bleibt unverän-
dert um 14 Uhr am Vortag der Abstimmung und dau-
ert bis zur Schließung der Wahllokale (siehe IRIS 2011-
5/26). Die Leitlinien bestätigen, dass das Moratorium
nicht die Ausstrahlung rechtmäßiger Nachrichten und
aktueller Berichte in dieser Zeit ausschließen soll, son-
dern Inhalte betrifft, die Stimmberechtigte während
des Moratoriums beeinflussen oder manipulieren kön-
nen.

• BAI Guidelines in Respect of Coverage of Referenda, August 2013
(BAI-Leitlinien für die Berichterstattung über Referenden, August
2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15268 EN

Damien McCallig
School of Law, National University of Ireland, Galway

MK-"ehemalige Jugoslawische Republik Maze-
donien"

Zweiter Entwurf der neuen Mediengesetzge-
bung für öffentliche Diskussion vorbereitet

Während der hitzigen Debatte über das neue Medi-
enrecht (siehe IRIS 2013-7/19) schlug die Regierung
dem Parlament zwei Gesetze zur Verabschiedung vor.

Das erste Gesetz, Zakon za mediumi (Mediengesetz),
wird allgemeine Aspekte des Mediensektors regeln.
Das zweite, Zakon za audio-vizuelni mediumski uslu-
gi (Gesetz über audiovisuelle Mediendienste), befasst
sich konkreter mit dem Bereich der audiovisuellen Me-
diendienste.

Trotz der Eingaben zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen, Medienfachverbände und der internationalen Ge-
meinschaft enthalten die vorgeschlagenen Gesetze
ein recht hohes Maß an Medienregulierung, darunter
auch eine Regulierung von Internetinhalten und Print-
medien. Beide unterliegen bisher nur einer grundle-
genden Regulierung (z. B. im allgemeinen und spezi-
fischen Wettbewerbs- und Urheberrecht).

In spezifischen Fällen würden die beiden vorgeschla-
genen Gesetze den Sektor regulieren, der sich ur-
sprünglich selbst regulieren sollte. Sie legen fest, wel-
che Pflichten die Selbstregulierungsgremien haben
und wie sie bei Verstößen gegen den Verhaltensko-
dex reagieren sollen. Kritische Stimmen sehen die Un-
terscheidung zwischen Selbstregulierung und forma-
ler Regulierung schwinden.

Art. 2 des Zakon za mediumi definiert das Berufs-
feld eines Journalisten recht eng. Einer möglichen Les-
art zufolge umfasst diese Definition keine freiberuf-
lichen Journalisten oder Vertreter des staatsbürger-
lichen Journalismus. Dadurch können Behörden die-
se Journalisten von öffentlichen Ereignissen ausschlie-
ßen, nur weil sie keine „Journalisten“ im Sinne des Ge-
setzes sind.

Art. 10 enthält Vorschriften zur Organisation der
Arbeit von Journalisten in den Medien auf der
Mikromanagement-Ebene und regelt sogar die Kom-
munikation zwischen Reportern und Chefredakteur.
Das Mediengesetz verpflichtet Journalisten, den Chef-
redakteur in Übereinstimmung mit einem gesetzlich
festgelegten internen Kommunikationsverfahren zu
informieren, wenn sie Informationen aus geschützten
Quellen veröffentlichen wollen. Kritiker fürchten, dass
dies zu einer Selbstzensur führen könnte, die eine ab-
schreckende Wirkung auf die Medienfreiheit in Maze-
donien haben könnte, und verweisen auf Art. 16 der
mazedonischen Verfassung, die das Recht von Journa-
listen garantiert, ihre Informationsquellen nicht offen-
zulegen.
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Art. 9 des vorgeschlagenen Textes des Zakon za
audio-vizuelni mediumski uslugi verringert die Trans-
parenz der Arbeit der Medienregulierungsbehörde. Sie
ist verpflichtet, „mindestens vier für die Öffentlichkeit
zugängliche Sitzungen innerhalb eines Jahres“ abzu-
halten. Dies schafft die Möglichkeit, die Öffentlichkeit
auszuschließen, denn nach der bisherigen Gesetzge-
bung sind alle Sitzungen öffentlich. Dieser Verringe-
rung der Transparenz steht eine Ausweitung der Regu-
lierungsmacht durch den Gesetzentwurf gegenüber.

Die Zivilgesellschaft und die Medienfachverbände for-
derten die Regierung in einer gemeinsamen Erklärung
auf, die Mediengesetze zurückzuziehen: „Die Tren-
nung des Gesetzes (in zwei Einzelgesetze) ist nur ei-
ne technische Trennung von Bestimmungen und keine
materielle Trennung des (regulatorischen) Ansatzes
gegenüber Printmedien und elektronischen (Online-
) Medien einerseits und Rundfunkveranstaltern an-
dererseits“, heißt es in der gemeinsamen Erklärung
des Journalistenverbands Mazedoniens, des Zentrums
für Medienentwicklung und des Mazedonischen Me-
dieninstituts. Der Journalistenverband Mazedoniens
erhebt zudem Einwände gegen die Reform der Medi-
enregulierungsbehörde: „Die Mehrheit ihrer Mitglieder
werden von politischen Institutionen, dem Parlament
und dem Verband der Einheiten der lokalen Selbstver-
waltung nominiert.“ Die OSZE fordert in ihrer Stellung-
nahme zu dem Gesetzentwurf in Bezug auf die Me-
dienregulierungsbehörde eine stärkere Einbeziehung
des zivilen Sektors: „Zu den Haupteinwänden gegen
die Bestimmungen über die Regulierungsbehörde ge-
hörte die unzureichende Einbeziehung der Zivilgesell-
schaft in das Ernennungsverfahren. Der Einwand be-
steht fort, da es keine wesentlichen Änderungen der
betreffenden Bestimmungen gibt.“ Beide Gesetze sol-
len im Herbst 2013 vom Parlament verabschiedet wer-
den.

• OSCE’s Comments on the Second Draft of the Draft Law on Me-
dia and Audio-visual Media Services (Stellungnahme der OSZE zum
zweiten Entwurf des Entwurfs für ein Gesetz über Medien und audio-
visuelle Mediendienste)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16639 EN
• Ñòàâ íà ÇÍÌ , ÑÑÍÌ , ÌÈÌ è ÖÐÌ çà çàêîíàò çà ìå-
äèóìè (Gemeinsame Erklärung des Journalistenverbands Mazedo-
niens, des Zentrums für Medienentwicklung und des Mazedonischen
Medieninstituts)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16600 MK
• äîêóìåíòè çà ïðîïèñîò (Zweiter Entwurfstext der Gesetze so-
wie die Reaktionen anderer relevanter Teilnehmer der öffentlichen
Debatte)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16640 MK

Borce Manevski
Freier Berater für Medien und Öffentlichkeitsarbeit

RO-Rumänien

Neues Gesetz über irreführende und verglei-
chende Werbung

Am 6. Juli 2013 ist das Gesetz Nr. 202/2013 („Gesetz“)
zur Änderung und Vervollständigung des Gesetzes Nr.
158/2008 über irreführende und vergleichende Wer-
bung in Kraft getreten, das am 29. September 2012
vom rumänischen Senat (dem Oberhaus des Parla-
ments) und am 5. Juni 2013 von der Deputiertenkam-
mer verabschiedet worden war. Es wurde im rumäni-
schen Amtsblatt Nr. 399 vom 3. Juli 2013, Teil I, veröf-
fentlicht.

Das geänderte und vervollständigte Gesetz ist kon-
form zur Richtlinie 2006/114/EG über irreführende und
vergleichende Werbung. Das Gesetz soll die gesetzge-
berische Kohärenz sicherstellen, die zuständigen Be-
hörden schaffen und die Frist zur Einreichung von Be-
schwerden wegen irreführender und vergleichender
Werbung festlegen.

Das neue Gesetz unterscheidet zwischen Behörden,
die Beschwerden gegen irreführende und vergleichen-
de Werbung einerseits von Unternehmen und an-
dererseits von Privatpersonen entgegennehmen kön-
nen. Es wurde eine klare Unterscheidung zwischen
Vorschriften zum Schutz der Interessen von Verbrau-
chern (Privatpersonen) und Vorschriften zu Beziehun-
gen zwischen Wirtschaftsteilnehmern (Unternehmen)
als erforderlich erachtet. Danach können sich Unter-
nehmen an das MFP und den CNA wenden, Privatper-
sonen richten ihre Beschwerden an die ANPC.

Der Autoritatea Naţională pentru Protecţia Consu-
matorilor (Nationale Behörde für Verbraucherschutz
- ANPC) wurde die Zuständigkeit für die Durchset-
zung der Bestimmungen über irreführende und ver-
gleichende Werbung übertragen. Nach Art. 7 (1) des
Gesetzes Nr. 202/2013 können Geschäftsleute, Ver-
bände und Organisationen, die ein legitimes Interesse
haben, das Ministerul Finanţelor Publice (Ministerium
für öffentliche Finanzen - MFP) oder gegebenenfalls
den Consiliul Naţional al Audiovizualului (Nationaler
audiovisueller Rat - CNA) informieren.

Sowohl ANPC als auch MFP können Verstöße gegen die
rechtlichen Bestimmungen feststellen und Sanktionen
gemäß Art. 7 (3) und (4) verhängen.

MFP oder ANPC können einen Werbehändler gemäß
Art. 9 (1) des Gesetzes Nr. 202/2013 zur Vorlage der
erforderlichen Beweise für die Richtigkeit seiner Aus-
sagen, Hinweise oder Erklärungen auffordern, die er
im Kontext seiner Werbung abgegeben hat.

Gemäß Art. 18 (1) des Gesetzes Nr. 202/2013 ist die
Beschwerde von Werbehändlern gegen Rechtsverstö-
ße in dem Bereich innerhalb von drei Monaten nach
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dem Termin einzureichen, an dem Personen, Verbände
oder Organisationen, die ein legitimes Interesse ha-
ben, Kenntnis von der Werbung erhalten haben, spä-
testens jedoch sechs Monate nach ihrer Ausstrahlung.
Darüber hinaus setzt das Gesetz für Verbraucherbe-
schwerden wegen vergleichender Werbung eine Frist
von vier Monaten nach ihrer Verbreitung.

Gemäß Art. 19 (2) des Gesetzes Nr. 202/2013 können
MFP, ANPC oder CNA Fachverbände informieren, die
eine Selbstregulierungsfunktion haben. Die oben ge-
nannten Institutionen können die Fachverbände mit
Selbstregulierungsfunktion um eine begründete Stel-
lungnahme bitten.

• Legea no. 202/2013 pentru modificarea şi completarea Legii nr.
158/2008 privind publicitatea înşelătoare şi publicitatea comparativă,
Monitorul Oficial, Partea I nr. 399 din 3 iulie 2013 (Gesetz Nr. 202/2013
zur Änderung und Vervollständigung des Gesetzes Nr. 158/2008 über
irreführende und vergleichende Werbung)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16641 RO

Eugen Cojocariu
Radio Romania International

Empfehlung zur Programmlautheit

Am 18. Juni 2013 hat der Consiliul Naţional al Audiovi-
zualului (Nationaler audiovisueller Rat - CNA) eine Re-
comandare privind nivelul tăriei sonore în programele
audiovizuale (Empfehlung zur Lautheit in audiovisuel-
len Programmen) verabschiedet.

Anlass waren Unregelmäßigkeiten der Lautheit inner-
halb von Programmen, zwischen Programmen dessel-
ben Kanals und zwischen verschiedenen Hörfunk- und
Fernsehkanälen, die zu zahlreichen Beschwerden von
Zuhörern und Zuschauern führten.

Das Dokument entspricht den Erfahrungen verschie-
dener europäischer Staaten, die die Empfehlung EBU
R 128-2011 „Lautheitsaussteuerung, Normalisierung
und zulässiger Maximalpegel von Audiosignalen“ der
Europäischen Rundfunkunion (EBU) umgesetzt haben
(zu den Regelungen in Tschechien siehe IRIS 2013-
7/8, in Bulgarien IRIS 2013-4/5 und in Polen IRIS 2010-
2/29).

Der Rat legte einen gemeinsamen Referenz-Messwert
für den Originalton und dessen künstlerischen Wert
fest. Gleichzeitig wird die technische Ausrüstung be-
rücksichtigt, die Hörfunk- und Fernsehsender benö-
tigen. Der CNA empfahl den Rundfunkveranstaltern,
den Infrastrukturbertreibern und den Programmliefe-
ranten, eine integrierte Lautheit von -23 LUFS (Ein-
heit für den subjektiven Lautheitswert relativ zum di-
gitalen Vollpegel). Die LUFS ist das in der genann-
ten EBU-Empfehlung verwendete Synonym für LKFS
(Loudness, K-weighted, relative to Full Scale - Laut-
heit, K-bewertet, relativ zu digitalem Vollpegel), einen

Lautheitsstandard, der die Normalisierung von Audio-
pegeln für die Auslieferung von Fernseh- und anderen
Videoinhalten ermöglichen soll. Die LKFS ist in ITU-R
BS.1770, einer Empfehlung der Internationalen Fern-
meldeunion (ITU) zu den „Algorithmen zur Messung
von Lautheit und exaktem Spitzenpegel“ standardi-
siert.

Der CNA empfahl den Rundfunkveranstaltern und Pro-
grammdiensteanbietern, die der rumänischen Rechts-
hoheit unterstehen, den übertragenen Abstimmungs-
pegel unabhängig vom verwendeten Übertragungs-
medium jährlich nach Maßgabe der Normen von EBU
und ITU neu zu kalibrieren. Die Rundfunkveranstalter
und Anbieter müssen den CNA über die Umsetzung
der Empfehlung sowie über alle während des Installa-
tionsprozesses auftretenden Probleme informieren.

Die über einen Zeitraum von 24 Stunden gemesse-
ne integrierte Lautheit eines Programms wird auf -23
LUFS eingestellt, und der exakte Spitzenpegel (True
Peak) wird -1 dbTP (Maßeinheit für den exakten Spit-
zenpegel relativ zum digitalen Vollpegel) nicht über-
steigen. Für Programme von bis zu zwei Minuten Dau-
er werden folgende Werte für die Programmlautheit
empfohlen: integrierte Lautheit -23 LUFS, kurzfristige
Lautheit (gemessen für eine Sequenz von 3 Sekun-
den) maximal -20 LUFS, exakter Spitzenpegel bis zu
-1 dbTP. Für Programme von mehr als 2 Minuten Dau-
er wird die integrierte Lautheit -23 LUFS ± 1 LU betra-
gen, der exakte Spitzenpegel bis zu -1 dbTP und der
Lautheitsbereich unter 20 LU und möglichst über 5 LU
(Einheit für subjektive Lautheitsunterschiede, z. B. re-
lativ zu einem festgelegten Zielwert wie -23 LUFS).

• Recomandare privind nivelul tăriei sonore în programele audiovi-
zuale (Empfehlung zur Programmlautheit in audiovisuellen Program-
men)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16601 RO

Eugen Cojocariu
Radio Romania International

RS-Serbien

Verweigerung des Zugangs zu Informationen
erfordert fundierte Begründung

Am 23. Mai 2013 hat das Verfassungsgericht Serbiens
entschieden, dass die Tatsache, dass ein Dokument
klassifiziert und somit als vertraulich gekennzeichnet
ist, allein nicht ausreicht, um im Rahmen des serbi-
schen Gesetzes über die Freiheit des Zugangs zu In-
formationen von öffentlicher Bedeutung die Verweige-
rung des Zugangs zu Informationen zu rechtfertigen.

Das Verwaltungsgericht hatte zuvor festgestellt, dass
der Antrag einer Journalistin an die Regierung der Re-
publik Serbien zu Recht abgelehnt worden sei. Die
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Journalistin, die für die investigative Fernsehserie „In-
sider“ des Senders TV B92 arbeitete, hatte den Zu-
gang zu den Unterlagen der Regierungskommission
zur Untersuchung möglicher Versäumnisse im Zusam-
menhang mit der Sicherheit des Ministerpräsidenten
Zoran Djindjic und seiner Ermordung im Jahr 2003 be-
antragt.

Der Kommissionsbericht, wonach es etliche derartige
Versäumnisse gegeben hatte, wurde für die Öffent-
lichkeit freigegeben. Die Dokumente, auf denen der
Bericht beruhte, einschließlich der Protokolle der Kom-
missionssitzungen und Befragungen blieben jedoch
als geheim klassifiziert.

Die Unterlagen, die bei der Arbeit der Kommission
zusammengestellt und eingeholt wurden, wurden nie
freigegeben oder in dem Verfahren um die Ermordung
des Ministerpräsidenten verwendet. Nach dem Ver-
fahren beantragte die Journalistin des „Insider“, alle
Unterlagen der Kommission im Interesse der Öffent-
lichkeit zu deklassifizieren. Sie erhielt von der Regie-
rung jedoch nur den Bericht, der ohnehin schon öf-
fentlich zugänglich war. Der Zugang zu den Protokol-
len der Kommissionssitzungen und den Aufzeichnun-
gen der Befragungen wurde ihr verweigert. Die Re-
gierung begründete dies damit, dass die Dokumente
als „klassifiziert“ gekennzeichnet seien. Die Journali-
stin strengte ein Verfahren zur gerichtlichen Überprü-
fung der Regierungsentscheidung an, doch das Ver-
waltungsgericht entschied, die Verweigerung des Zu-
gangs durch die Regierung sei rechtmäßig gewesen.

Das Verfassungsgericht Serbiens stellte fest, es sei
verfrüht, zu entscheiden, dass das Recht der Journa-
listin auf Informationsfreiheit verletzt worden sei. Es
sei durchaus möglich, dass die Geheimhaltung der
Dokumente Vorrang vor der Informationsfreiheit ha-
be. Die Tatsache, dass ein Dokument als „klassifiziert“
gekennzeichnet sei, reiche allein jedoch nicht aus,
um der Öffentlichkeit den Zugang zu verweigern. Das
Verwaltungsgericht habe nicht geprüft, ob die Klas-
sifizierung des Dokuments als vertraulich auf einem
rechtmäßigen Interesse beruht. Ebenso wenig habe
das Gericht geklärt, ob das Interesse an der Vertrau-
lichkeit Vorrang vor dem Recht der Öffentlichkeit auf
Kenntnisnahme habe. Diese Versäumnisse stellten ei-
ne Verletzung des Rechts der Journalistin auf ein fai-
res Verfahren dar. Das Verfassungsgericht stellte so-
mit klar fest, dass das Fehlen einer korrekten Ab-
wägungsprüfung in den Justiz- und Verwaltungsent-
scheidungen zum Recht auf Informationsfreiheit eine
Verletzung des Rechts auf ein faires Verfahren dar-
stellt. In seiner Entscheidung zitiert es ausführlich aus
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte und dessen Urteilen vom 14. April
2009 (Társaság a Szabadságjogokért gegen Ungarn;
siehe IRIS 2009-7/1) und vom 26. Mai 2009 (Kenedi
gegen Ungarn, siehe IRIS 2009-7/104).

Das vorliegende Verfahren wurde daher zur erneuten
Entscheidung an das Verwaltungsgericht zurückver-
wiesen.

• Už-1823/2010, 23 May 2013 (Entscheidung des Verfassungsgerichts
vom 23. Mai 2013 (Už-1823/2010))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16605 SR

Slobodan Kremenjak
Živković Samardžić, Belgrad

RU-Russische Föderation

Verfassungsgericht urteilt über Online-
Verleumdung

Am 9. Juli 2013 hat das Verfassungsgericht der Rus-
sischen Föderation einen Beschluss zur Verfassungs-
mäßigkeit mehrerer Absätze von Artikel 152 (Ver-
leumdung) des russischen Zivilgesetzbuches gefasst.
Der Fall war von dem russischen Staatsbürger Kry-
lov vorgebracht worden, der klagte, dass das Zivilge-
setzbuch Internetdiensteanbieter (ISP) nicht dazu ver-
pflichte, verleumderische Äußerungen Dritter zu ent-
fernen.

Grund für die Beschwerde waren Entscheidungen der
Gerichte der ersten und zweiten Instanz in der Regi-
on Sverdlovsk zu einer Klage, die Krylov gegen einen
regionalen ISP angestrengt hatte. Darin hatte der Klä-
ger verlangt, der Beklagte solle Äußerungen entfer-
nen, die von einem anonymen Nutzer auf der Website
„Surgutsky Forum“ eingestellt worden waren. Darüber
hinaus forderte er die Entfernung seines dazu gezeig-
ten Fotos. Die Äußerungen waren zuvor vom Stadtge-
richt Surgut für verleumderisch befunden wurden.

Die Sverdlovsker Gerichte führten an, das Zivilgesetz-
buch sehe vor, dass der Widerruf verleumderischer
Äußerungen durch die sie verbreitende Person oder
Medieneinrichtung erfolgen müsse. Da in diesem Fall
keine derartige Person ausgemacht werden konnte,
„Surgutsky Forum“ nicht als Medieneinrichtung regi-
striert war und auch das Internetforum nicht als illega-
le Form der Informationsverbreitung betrachtet wer-
den konnte, wurden die Klagen abgewiesen.

Das Verfassungsgericht wies mit Sorge darauf hin,
dass der Kläger in solchen Fällen lediglich einen
Gerichtsbeschluss zum verleumderischen und wahr-
heitswidrigen Charakter der online verbreiteten In-
formation erreichen könne, jedoch über keine weite-
ren Mittel verfüge, seine Ehre und Würde oder sei-
ne Privatsphäre zu schützen, wie es bei einem Tat-
bestand der Online-Verleumdung möglich wäre. Es
führte eine Übersicht über die verfassungsrechtli-
chen und gesetzlichen Bestimmungen zu Meinungs-
freiheit und zum Recht auf den Schutz des guten
Rufes sowie maßgebliches nationales Recht, interna-
tionale Übereinkommen und rechtlich nicht binden-
de Regelungen wie die Gemeinsame Erklärung des
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UN-Sonderberichterstatters für freie Meinungsäuße-
rung, der OSZE-Vertreterin für Medienfreiheit, des
OAS-Sonderberichterstatters für freie Meinungsäuße-
rung sowie des ACHPR-Sonderberichterstatters für
freie Meinungsäußerung und Informationszugang vom
1. Juni 2011 an.

Das Verfassungsgericht befand, die Tatsache, dass es
nicht möglich sei, die für die Verleumdung verant-
wortliche Person festzustellen, dürfe nicht das Recht
des Verleumdeten ausschließen, seinen guten Ruf zu
schützen, etwa durch Wiederherstellung der Situati-
on, wie sie vor der Rechtsverletzung bestand.

Die Verpflichtung eines ISP, eine von einem Gericht
für unwahr befundene (verleumderische) Informati-
on zu entfernen, könne nicht als übermäßige Bela-
stung oder als unverhältnismäßige Beschränkung sei-
ner Rechte betrachtet werden. Sie sieht vor, dass
der ISP umgehend tätig werden muss, sobald er von
der entsprechenden rechtskräftigen Gerichtsentschei-
dung Kenntnis erlangt. Diese Maßnahme ist nicht als
Schuldzuweisung an den ISP, sondern lediglich als ei-
ne Form des Schutzes des guten Rufes zu betrachten.
Wird die entsprechende Gerichtsentscheidung nicht
durchgesetzt, kann das Gericht erwägen, dem ISP die
Zahlung von Schmerzensgeld an den Kläger aufzuer-
legen.

Diese Vorschriften gelten gleichermaßen für Inhaber
und Administratoren von Websites.

Da die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches weder
die Möglichkeit bieten, die Entfernung verleumde-
rischer Online-Äußerungen zu verlangen, noch eine
Haftung vorsehen, wenn dies abgelehnt wird, stehen
sie im Widerspruch zu der Verfassungsbestimmung in
Art. 45, Teil 2, in der es heißt: „Jeder darf seine Rechte
und Freiheiten mit allen gesetzlich nicht verbotenen
Mittel schützen.“

Der Beschluss erging eine Woche, nachdem weit
reichende Änderungen zum Zivilgesetzbuch (Teil 1)
der Russischen Föderation, darunter Art. 152 (siehe
IRIS 2013-8/34) mit Unterschrift des Präsidenten Wla-
dimir Putin Gesetzeskraft erlangt hatten. Der neue
Wortlaut des Artikel spiegelt die Haltung des Verfas-
sungsgerichts wider.

•Ïîñòàíîâëåíèå Êîíñòèòóöèîííîãî Ñóäà Ðîññèéñêîé Ôå-
äåðàöèè ïî äåëó î ïðîâåðêå êîíñòèòóöèîííîñòè ïîëîæå-
íèé ïóíêòîâ 1, 5 è 6 ñòàòüè 152 Ãðàæäàíñêîãî êîäåê-
ñà Ðîññèéñêîé Ôåäåðàöèè â ñâÿçè ñ æàëîáîé ãðàæäàíè-
íà Å .422.432400413473476462460 (Beschluss des Verfassungsgerichts
der Russischen Föderation zur Verfassungsmäßigkeit der Absätze 1,
5 und 6 von Artikel 152 des Zivilgesetzbuches der Russischen Födera-
tion im Zusammenhang mit der Klage des Staatsbürgers E. V. Krylov,
Sankt Petersburg, 9. Juli 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16634 RU

Andrei Richter
Journalistische Fakultät, Staatsuniversität Moskau

Gesetz gegen Online-Videopiraterie

Am 2. Juli 2013 hat der Präsident der Russischen Föde-
ration mit seiner Unterschrift ein Änderungsgesetz zu
mehreren zivil-, verfahrens- und informationsrechtli-
chen Gesetzen in Kraft gesetzt. Das neue Gesetz bein-
haltet eine Reihe von Maßnahmen zur Stärkung der
Möglichkeiten für Rechteinhaber, die Verbreitung ille-
galer Videoinhalte über das Internet zu beenden.

Nach dem Gesetz wurde ein neuer Artikel in das Zi-
vilgesetzbuch (Art. 1253.1) eingefügt, der Haftungs-
vorschriften für so genannte „Internetmittler“, also für
diejenigen, die entweder die technische Übertragung
der Informationen im Internet (Internetanbieter) oder
das Hosting von Informationen auf Websites anbieten,
vorsieht. Ein Internetanbieter haftet nicht für Verstö-
ße gegen Rechte des geistigen Eigentums, wenn er
die Übertragung des Materials nicht einleitet, das Ma-
terial während der Übertragung nicht verändert und
keine Kenntnis davon hat, dass die Nutzung dieses
Materials illegal ist. Ein Hostinganbieter haftet eben-
falls nicht für Verstöße, wenn er keine Kenntnis davon
hat, dass die Nutzung dieses Materials illegal ist, oder
wenn er die illegale Nutzung von Material unterbin-
det, sobald er eine entsprechende schriftliche Mittei-
lung von einem Rechteinhaber erhält. Trotz dieser Haf-
tungsbefreiungen sind Internetmittler verpflichtet, il-
legale Inhalte in im Verfahrensrecht spezifizierten Fäl-
len zu sperren.

Das Gesetz führt ein völlig neues Verfahren zum Ein-
satz einstweiliger Verfügungen beim Schutz geistiger
Eigentumsrechte bei Videoinhalten ein (Änderungen
zur Zivil- und Schiedsprozessordnung). Rechteinha-
ber können bei dem begründeten Verdacht, dass ge-
gen ihre Rechte an audiovisuellen Inhalten im Inter-
net verstoßen wird, eine gerichtliche Anordnung zur
Sperrung des Videoinhalts auf der rechtsverletzenden
Website erwirken. Eine solche Anordnung ergeht als
vorläufige Maßnahme vor Eröffnung eines gerichtli-
chen Verfahrens. Reicht der Rechteinhaber binnen der
darauffolgenden 15 Tage keine Klage ein, verfällt die
gerichtliche Anordnung.

Um eine effektive Durchsetzung des Rechts zu ge-
währleisten, wurden einige zusätzliche Verfahrensvor-
schriften vorgeschlagen. Zunächst sind alle Streitfra-
gen zur Nutzung von Videoinhalten im Internet vor
einem einzigen Gericht, dem Moskauer Stadtgericht
(ordentliches Gericht) zu verhandeln. Dies bedeutet
unter anderem, dass die Rechtshoheit von Schiedsge-
richten (Handelsgerichten, die Wirtschaftssachen ver-
handeln) relativiert wird. Eine weitere wichtige Neue-
rung besteht darin, dass ein Rechteinhaber das Recht
hat, die gerichtliche Anordnung online zu beantragen.
Dafür wird auf der Website des Moskauer Stadtge-
richts eine spezielle Funktion eingerichtet. Kopien der
gerichtlichen Anordnungen zur Sperrung von Websi-
tes oder einzelner Seiten von Websites werden auf
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der Website des Gerichts eingestellt und sowohl dem
Kläger als auch der föderalen Aufsichtsbehörde für Te-
lekommunikation, Informationstechnologien und Mas-
senmedien (Aufsichtsbehörde) zur Verfügung gestellt.

Als weitere wichtige Neuerung wird in dem Gesetz
eine Verfahrensabfolge zur Sperrung von Inhalten
eingeführt (Änderungen zum Gesetz „Über Informa-
tionen, Informationstechnologien und Datenschutz“).
Nachdem er die gerichtliche Anordnung erwirkt hat,
ersucht der Rechteinhaber die Aufsichtsbehörde, die
Sperrung des illegalen Inhalts im Internet zu verfü-
gen. Das genannte Organ setzt den Hostinganbieter
über Websites mit illegalem Inhalt in Kenntnis. Dieser
informiert den Inhaber der Website über die Mitteilung
der Aufsichtsbehörde. Reagiert weder der Hostingan-
bieter noch der Inhaber der Website auf die Mitteilung,
fordert die Aufsichtsbehörde den Internetanbieter da-
zu auf, die illegale Website oder die illegalen Inhalte
zu sperren. Die Aufforderungen der Aufsichtsbehörde
sind für Internetanbieter verbindlich.

Das Gesetz trat am 1. August 2013 in Kraft.

• Ôåäåðàëüíûé çàêîí Ðîññèéñêîé Ôåäåðàöèè îò 2 èþëÿ
2013 ã . N 187- ÔÇ ã . Ìîñêâà " Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â
îòäåëüíûå çàêîíîäàòåëüíûå àêòû Ðîññèéñêîé Ôåäåðàöèè
ïî âîïðîñàì çàùèòû èíòåëëåêòóàëüíûõ ïðàâ â èíôîðìà-
öèîííî - òåëåêîììóíèêàöèîííûõ ñåòÿõ " (Föderationsgesetz
Nr. 187-FZ vom 2. Juli 2013 „Zur Änderung einzelner Rechtsakte der
Russischen Föderation zur Regelung des Schutzes von Rechten des
geistigen Eigentums in Telekommunikationsnetzen“)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16635 RU

Dmitry Golovanov
Moskauer Zentrum für Medienrecht und Medienpolitik

Neue Vorschriften zum Schutz der Privat-
sphäre und des guten Rufs

Am 2. Juli 2013 hat der Präsident der Russischen Fö-
deration durch Unterzeichnung das Föderationsgesetz
zur Änderung einiger Bestimmungen des Zivilgesetz-
buches in Kraft gesetz. Das Gesetz wurde im Zu-
ge der gegenwärtigen Zivilrechtsreform in Russland
verabschiedet. Es regelt kleinere Änderungen einiger
Aspekte des Schutzes ideeller Werte, so etwa den
Schutz gegen Verleumdung und den Schutz des ei-
genen Bildes (siehe IRIS 2013-8/32); daneben werden
einige neue Bestimmungen eingeführt (Schutz der Pri-
vatsphäre). Im Mittelpunkt des Gesetzes steht die Ent-
wicklung neuer rechtlicher Mechanismen zum Schutz
ideeller Werte.

Eine wichtige Neuerung des Gesetzes besteht in der
Entwicklung des Rechts auf Privatsphäre. Neben der
Verfassung besagt nun auch der neue Artikel 152.2
des Zivilgesetzbuches, dass die Erhebung, Speiche-
rung, Verbreitung und Nutzung von Daten über das
Privatleben einer Person ohne deren Zustimmung

nicht zulässig ist. Die Bestimmungen des Zivilgesetz-
buches berücksichtigen diese Regelung, wobei unter-
strichen wird, dass jegliche Nutzung von Daten über
das Privatleben einer Person als rechtmäßig betrach-
tet wird, wenn dies aufgrund zwingender staatlicher,
sozialer oder öffentlicher Erfordernisse erfolgt. Eine
Sonderklausel widmet sich dem Schutz des Privatle-
bens in künstlerischen Werken. Die Nutzung von Da-
ten über das Privatleben einer Person ist als rechts-
widrig zu betrachten, wenn sie die legitimen Interes-
sen dieser Person verletzt.

Mit dem Gesetz wird Artikel 152 des Zivilgesetzbuches
zum Schutz gegen Verleumdung neu gefasst. Eine
der wichtigsten Bestimmungen sieht vor, dass jeder-
mann nicht nur gegen herabwürdigende, unwahre Äu-
ßerungen geschützt ist, sondern auch das Recht hat,
Rechtsmittel gegen die Verbreitung falscher Informa-
tionen über sich einzulegen. Der Unterschied besteht
jedoch darin, dass die Beweislast für die Unwahrheit
in letzterem Fall bei der Person liegt, die den Schutz
ihrer Rechte einfordert. Schutz gegen die Verbreitung
falscher Informationen zieht nicht automatisch einen
Anspruch auf Schmerzensgeld für die betroffene Per-
son nach sich.

Im Mittelpunkt des Gesetzes steht die Einführung ei-
ner Vielzahl spezifischer Rechtsmittel, die für einen
stärkeren Schutz ideeller Werte erarbeitet wurden. Je-
der hat das Recht, sowohl die traditionellen zivilrecht-
lichen als auch die speziell für den Schutz ideeller
Werte vorgesehenen Mittel anzuwenden. Insbesonde-
re beinhalten Letztere die Befugnis eines Gerichtes,
die Verletzung ideeller Werte festzustellen, die Mög-
lichkeit der Veröffentlichung des Gerichtsbeschlusses
zur Feststellung der Rechtsverletzung sowie das ge-
richtliche Verbot von Aktivitäten, die ideelle Werte
verletzen.

Bei einer Verletzung des guten Rufs, der Privatsphäre
oder des Rechts am eigenen Bild ist jeder berechtigt,
Rechtsmittel wie die Einstellung der Verbreitung von
Informationen einzulegen, so etwa durch Löschung
dieser Informationen, sowie durch Vernichtung ge-
druckter Ausgaben dieser Informationen, wenn die
Löschung von Informationen nicht anwendbar ist. In
den Bestimmungen des Gesetzes wird betont, dass
die Vernichtung von Informationsträgern keine Aus-
gleichszahlungen für die Kosten solcher Informations-
träger an die Eigentümer impliziert. Neu ist auch das
Recht, die Entfernung verleumderischer Informatio-
nen oder Bilder einer Person aus dem Internet zu ver-
langen. Sie hat auch ein spezielles Recht auf Online-
Verbreitung einer Gegendarstellung gemäß den von
einem Gericht in jedem Einzelfall festzulegenden Ver-
fahren.

Das Gesetz tritt am 1. Oktober 2013 in Kraft.
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• Ôåäåðàëüíûé çàêîí Ðîññèéñêîé Ôåäåðàöèè îò 2 èþëÿ
2013 ã . N 142- ÔÇ " Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â ïîäðàçäåë 3
ðàçäåëà I ÷àñòè ïåðâîé Ãðàæäàíñêîãî êîäåêñà Ðîññèéñêîé
Ôåäåðàöèè " (Föderationsgesetz Nr. 142-FZ vom 2. Juli 2013 „Zur
Änderung von Teil 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 des Zivilgesetzbu-
ches der Russischen Föderation“)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16636 RU

Dmitry Golovanov
Moskauer Zentrum für Medienrecht und Medienpolitik

SK-Slowakei

Oberster Gerichtshof urteilt über Unterschei-
dung zwischen Sponsoring-Botschaften und
Werbung

Am 29. Mai 2013 hat der Oberste Gerichtshof („Ge-
richtshof“) die Entscheidung des Rundfunk- und Wei-
terverbreitungsrats der Slowakischen Republik („Rat“)
bestätigt, der gegen einen großen slowakischen kom-
merziellen Fernsehveranstalter wegen Überschrei-
tung der Werbezeitbegrenzung auf zwölf Minuten pro
Sendestunde eine Geldstrafe in Höhe von EUR 3.319
verhängt hatte.

Mit dieser bestätigten sowie mit anderen Entschei-
dungen legte der Rat als einziges Kriterium für die Ein-
stufung eines Spots als Sponsoring-Botschaft oder als
Werbung dessen Zweck fest. Enthalte ein Spot werbli-
che Botschaften, die auf den Sponsor des Programms
oder seine Waren und Dienstleistungen hinweisen, sei
damit Werbung bezweckt. Dabei sei unerheblich, ob
der Spot den Zuschauer auch über den Sponsor des
Programms informiere.

Es gebe keine rechtliche Ausnahme für Sponsoring-
Botschaften, die diese von der Definition für Werbung
ausnehmen. Selbst wenn es eine solche Ausnahme
gäbe, stünde sie im klaren Widerspruch zu den Be-
stimmungen der AVMD-Richtlinie, weil sie die Möglich-
keit eröffnen würde, die maximal zulässige Werbezeit
pro Stunde zu überschreiten, indem Werbespots als
Sponsoring-Botschaften verkauft würden. Der Fern-
sehveranstalter lehnte diese Interpretation jedoch ab
und behauptete, eine Sponsoring-Botschaft sei auch
dann nach den Vorschriften für Sponsoring zu beurtei-
len, wenn sie werbliche Hinweise enthalte.

Der Gerichtshof unterstützte die Argumentation des
Rates in vollem Umfang und erklärte, der betreffen-
de Spot informiere die Zuschauer nicht nur über den
Sponsor des Programms, sondern betone auch die Ef-
fekte des beworbenen Produkts mit Slogans wie „Acu-
til, Gedächtnis in einer Pille“ oder „Acutil löst Gedächt-
nisprobleme“. Dem Gerichtshof zufolge kann die Aus-
strahlung eines solchen Spots den Konsum des Pro-
dukts fördern und ist daher als Werbung einzustufen.

Allerdings liegen mehrere Entscheidungen des Ge-
richtshofs (durch verschiedene Tribunale) vor, die
ähnliche Entscheidungen annullieren und in vollem
Umfang die Interpretation der Fernsehveranstalter
stützen, wonach Sponsoring-Botschaften ausschließ-
lich nach den Vorschriften für Sponsoring zu beurtei-
len sind. Der Rat ist rechtlich an die Auffassung des
Gerichtshofs gebunden, stellte dessen Interpretation
jedoch in diesen weiteren Entscheidungen in Frage
und regte an, dass der Gerichtshof beim Gerichtshof
der EU ein Vorabentscheidungsverfahren einleitet.

• Najvyšší súd, 6Sž/21/2012, 29.05.2013 (Entscheidung des Obersten
Gerichtshofs vom 29. Mai 2013 (6Sž/21/2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16643 SK

Juraj Polák
Büro des Rundfunk- und Weiterverbreitungsrats der

Slowakischen Republik

Oberster Gerichtshof verbietet Sensations-
bericht über Suizid

Am 27. Juni 2013 hat der Oberste Gerichtshof („Ge-
richtshof“) die Entscheidung des Rundfunk- und Wei-
terverbreitungsrats der Slowakischen Republik („Rat“)
bestätigt, der gegen einen großen slowakischen kom-
merziellen Fernsehveranstalter wegen Verletzung der
Menschenwürde in seinem Programm eine Geldstrafe
in Höhe von EUR 5.000 verhängt hatte.

Im März 2012 erhielt der Rat eine Beschwerde über
Berichte im Rahmen der Nachrichtensendung „Verbre-
chen“ über den tragischen Suizid eines Mannes mittle-
ren Alters aus einer slowakischen Kleinstadt. Die Hin-
terbliebenen erklärten in ihrer Beschwerde, sie hätten
den Fernsehveranstalter ausdrücklich gebeten, nicht
über den tragischen Todesfall zu berichten.

Der Veranstalter habe aber trotzdem über den Sui-
zid berichtet. Der Reporter habe die Geschichte reiße-
risch und skandalorientiert präsentiert und dabei un-
ter anderem folgende Formulierungen verwendet:

- „39-Jähriger lag im Haus in Blutlache.“

- „Die Leiche des 39-jährigen Dusan wurde von sei-
nem Bruder gefunden, der plötzlich mit einem grau-
enhaften Anblick konfrontiert war.“

- „Dusans Kehle war durchgeschnitten, ebenso beide
Handgelenke.“

- „Der ganze Raum soll voller Blut gewesen sein.“

Ferner habe der Reporter über die Motive und die To-
desursache (Schizophrenie, Suizid) spekuliert.

Während der rechtlichen Untersuchung machte der
Veranstalter geltend, die meisten Aussagen des Re-
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porters seien später von zuständigen Behörden be-
stätigt worden. Zu den Spekulationen über die Moti-
ve führte der Veranstalter aus, der Rat sei nicht dafür
zuständig, in den Medien vermittelte Fakten zu veri-
fizieren oder zu widerlegen. Die Öffentlichkeit habe
das Recht, über solche Ereignisse informiert zu wer-
den, und jede Sanktion einer staatlichen Stelle in die-
ser Angelegenheit verletze die Redefreiheit des Ver-
anstalters.

Der Rat kam jedoch zu dem Schluss, dass es in die-
sem Fall nicht darauf ankomme, ob die Aussagen wahr
oder falsch seien. Selbst korrekte Aussagen könnten
gelegentlich das Recht einer Person auf Privatsphä-
re verletzen. Zudem habe der Veranstalter seine rei-
nen Spekulationen zum Zeitpunkt der Ausstrahlung
des Berichts als Fakten präsentiert, was nicht der jour-
nalistischen Sorgfalt entspreche. Vor allem aber habe
der Veranstalter die Weitergabe der Informationen an
die Öffentlichkeit nicht mit ausreichenden Fakten ge-
rechtfertigt, die gegenüber dem Recht auf Privatsphä-
re Vorrang gehabt hätten.

Der Gerichtshof unterstützte die Begründung des Ra-
tes in vollem Umfang und stimmte der Auffassung zu,
dass die Informationen in die Privatsphäre der Familie
des Verstorbenen gehörten. Da der Verstorbene eine
Privatperson gewesen sei, die nicht öffentlich in Er-
scheinung getreten sei, habe an der Verbreitung die-
ser Informationen kein öffentliches Interesse bestan-
den. Selbst wenn das öffentliche Interesse an der Ver-
öffentlichung und das Recht auf Information Vorrang
vor der Privatsphäre der betroffenen Personen habe,
seien Berichte auf der Basis haltloser Spekulationen,
die so plastisch präsentiert werden, nicht vom Recht
auf Redefreiheit gedeckt.

• Najvyšší súd, 5Sž/26/2012, 27.06.2013 (Entscheidung des Obersten
Gerichtshofs vom 27. Juni 2013 (5Sž/26/2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16644 SK

Juraj Polák
Büro des Rundfunk- und Weiterverbreitungsrats der

Slowakischen Republik

Weiterverbreitung ohne Zustimmung des
Fernsehveranstalters

Am 19. Juni 2013 hat der Oberste Gerichtshof („Ge-
richtshof“) die Entscheidung des Rundfunk- und Wei-
terverbreitungsrats der Slowakischen Republik („Rat“)
bestätigt, der gegen einen großen slowakischen Ka-
belbetreiber wegen Bereitstellung von Fernsehkanä-
len ohne Genehmigung der jeweiligen Fernsehveran-
stalter eine Geldstrafe in Höhe von EUR 100 verhängt
hatte.

Nach slowakischem Recht können Anbieter von Wei-
terverbreitungsdiensten Fernsehkanäle nur mit aus-
drücklicher Genehmigung der jeweiligen Fernsehver-

anstalter anbieten. Im Jahr 2009 informierten die Ver-
anstalter großer tschechischer Fernsehkanäle, die in
der Slowakei populär sind, den Rat über den Widerruf
ihrer Genehmigung zur Weiterverbreitung ihrer Kanä-
le in der Slowakei aufgrund urheberrechtlicher Proble-
me.

Später verwarnte der Rat den größten Kabelnetzbe-
treiber wegen fortgesetzter Weiterverbreitung tsche-
chischer Kanäle ohne die erforderliche Genehmigung.
Da der Kabelnetzbetreiber diese Verwarnung ignorier-
te, leitete der Rat eine rechtliche Untersuchung ein.
Gemeinsam mit dem Telekommunikationsamt inspi-
zierte der Rat das Verbreitungssystem des Betreibers.
Die Inspektion ergab, dass sich die Kanäle innerhalb
des Systems des Betreibers befinden. Der Betreiber
erhob keinen Einspruch gegen die Ergebnisse der In-
spektion. Er legte jedoch einen Bericht eines autori-
sierten Experten im Bereich der elektronischen Kom-
munikation vor, wonach ein Kabelnetzbetreiber auf-
grund „technischer Umstände“ nicht der Anbieter der
Weiterverbreitung ist, sondern nur der „Verbreiter ei-
nes Signals“.

In seiner Entscheidung erklärte der Rat, der vorgeleg-
te Bericht behandle keine technischen Fragen, son-
dern beurteile vielmehr Rechtsfragen. Der Rat rief
dem Betreiber in Erinnerung, dass nur eine zustän-
dige Behörde (in diesem Fall der Rat) berechtigt sei,
in einer solchen Rechtssache eine bindende Entschei-
dung zu treffen. Der Betreiber sei der einzige Akteur,
der die vertragliche Vereinbarung mit dem Endnut-
zer abschließe, der diese Kanäle ausschließlich mit
der Ausrüstung und den Diensten des Betreibers emp-
fangen könne. Da an dem Weiterverbreitungsprozess
kein sonstiger Akteur beteiligt sei, stufte der Rat den
Kabelbetreiber als Anbieter der Weiterverbreitung ein
und verhängte daher eine Geldstrafe.

Vor dem Gerichtshof widersprach der Betreiber den
Feststellungen des Rates zum Bericht des Experten.
Dem Betreiber zufolge wäre der Rat verpflichtet ge-
wesen, die Meinung eines weiteren Experten im Be-
reich der elektronischen Kommunikation einzuholen,
wenn er sich dem vorgelegten Bericht nicht anschlie-
ßen könne. Der Gerichtshof unterstützte die Argu-
mentation des Rates jedoch in vollem Umfang. Kein
Experte könne Rechtsfragen rechtsverbindlich beant-
worten. Ferner stimmte der Gerichtshof voll mit der
Auffassung des Rates überein, wonach allein der Be-
treiber der Anbieter der Weiterverbreitung der betref-
fenden Kanäle sei.

Abgesehen von dieser konkreten Angelegenheit ist
die Weiterverbreitung tschechischer Kanäle in der Slo-
wakei nach wie vor bei Weitem nicht zufriedenstellend
geregelt. In der Slowakei bieten mehrere Satellitenbe-
treiber tschechische Kanäle an. Allerdings sind diese
Betreiber in anderen Ländern niedergelassen, in de-
nen keine Verpflichtung besteht, für die Weiterverbrei-
tung die Genehmigung des Fernsehveranstalters ein-
zuholen. Dies bietet ausländischen Betreibern große
Vorteile und verzerrt den Wettbewerb auf dem slo-
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wakischen Markt. Einigen slowakischen Betreibern ge-
lang es, ihre Verpflichtung mithilfe komplizierter Ver-
tragsbeziehungen zu verschiedenen im Ausland nie-
dergelassenen Akteuren oder durch Verlegung des ge-
samten Geschäfts ins Ausland zu „umgehen“. Der Ver-
such, durch Streichung der Verpflichtung aus dem slo-
wakischen Recht die Bedingungen für alle Marktteil-
nehmer zumindest anzugleichen, blieb bislang erfolg-
los, und daher bleibt die Situation problematisch.

• Najvyšší súd, 6Sž/10/2012, 19.06.2013 (Entscheidung des Obersten
Gerichtshofs vom 19. Juni 2013 (6Sž/10/2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16642 SK

Juraj Polák
Büro des Rundfunk- und Weiterverbreitungsrats der

Slowakischen Republik

HR-Kroatien

Änderung des Gesetzes über elektronische
Medien

Am 15. Juli 2013 hat das kroatische Parlament das Ge-
setz zur Änderung des Gesetzes über elektronische
Medien angenommen.

Das neue Gesetz harmonisiert das Gesetz über elek-
tronische Medien mit dem allgemeinen Verwaltungs-
verfahrensgesetz, dem Gesetz über Verwaltungs-
rechtsstreitigkeiten, dem Strafgesetzbuch, dem Kon-
zessionsgesetz und dem Dienstleistungsgesetz, führt
begriffliche Übereinstimmungen mit dem Vertrag von
Lissabon ein (ABl. C 306) und ändert die Definition
elektronischer Publikationen.

Es überarbeitet und ergänzt die Definition audiovisu-
eller Programme, audiovisueller kommerzieller Kom-
munikation, von Werbung, Schleichwerbung, Sponso-
ring, Teleshopping sowie von Produktplatzierung.

Das neue Gesetz definiert den Status von ohne Ge-
winnerzielungsabsicht handelnden Anbieter von Me-
diendiensten und elektronischen Publikationen sowie
Produzenten audiovisueller Programme und/oder Ra-
dioprogramme und verbietet die Beschränkung der
Bereitstellung von verschlüsselten Diensten oder da-
mit verbundenen Dienstleistungen, die von anderen
Mitgliedstaaten der europäischen Union stammen,
oder des freien Handels von Zugangsmodulen.

Ferner regelt es die Ko-Finanzierung von Programmen
und Inhalten aus dem Fonds zur Förderung von Plu-
ralismus und Vielfalt in den elektronischen Medien (in
Ergänzung zur Ko-Finanzierung der früheren Begün-
stigten des Fonds) und enthält Regelungen über die
Ko-Finanzierung von ohne Gewinnerzielungsabsicht

agierenden Anbietern von elektronischen Publikatio-
nen, Produzenten audiovisueller Programme und/oder
Radioprogramme, Anbieter von Mediendiensten auf
Abruf und von Mediendiensten, die vom Rat für
elektronische Medien für Satelliten-, Internet-, Kabel-
Übertragungen und andere legitime Formen der Über-
tragung von audiovisuellen Programmen und/oder Ra-
dioprogrammen lizenziert worden sind.

• Zakon o izmjenama i dopunama Zakona o elektroničkim komunika-
cijama (Gesetz zur Änderung des Gesetzes über elektronische Medien
wurde am 22. Juli 2013 im Amtsblatt mit der Nummer 94/13 veröffent-
licht)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17301 HR

Nives Zvonarić
Agentur für elektronische Medien (AEM), Zagreb
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series on-line
18. November 2013 Veranstalter: European Commission
Ort: Brüssel
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promotion-european-films-and-tv-series-line
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